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DIE KONJUNKTUR IN SCHLESWIG-HOLSTEIN 

1967 1968 

Monatsdurch schnitt 
Mai bis September 

1 

INDUSTRIE 
2 

Produlctionsindex 1958 = 100 140 '154 
Beschäftigte 1 000 171 175 
Umsatz 8 Mill. DM 803 903 
Geleistete Arbeiterstunden 4 Mill. Std. 21 21 

BAUWIRTSCHAFT UND BAUTÄTIGKEIT 

Geleistete Arbeitsstunden Mill. Std. 9,7 9,6 
Zum Bau genehmigte Wohnungen Anzahl 2 442 2 377 

HANDEL 

Ausfuhr Mill. DM 122,3 156,1 
Ausfuhr ohne Schiffe Mill. DM 106,2 113,8 

VERKEHR 

Zulassung fabrikneuer Kraftfahrzeuge Anzahl 4 921 5 179 

PREISINDEXZIFFERN (Bundesgebiet) 

Einkaufspreise für Auslandsgüter 1962 = 100 105,5 104,2 
Preise ausgewählter Grundstoffe 1958 = lOOa 103,0 99,9 
Erzeugerpreise 

industrieller Produkte 1962 = 100a 104,6 99,0 
landwirtschaftlicher Produlcte 

Lebenshaltung 5 
1961/63 = 100a 104,2 98,9 

insgesamt 1962 = 100 114,7 115,9 
Nahrungs- und GenuSmirtel 1962 = 100 112,6 110,7 

GELD UND KREDIT 

Bestand an 
kurzfristigen Krediten 6 

Mill.DM 2 242 2 367 
mittel- und langfristigen Krediten 7 

Mill. DM 7 102 7 666 
Spareinlagen 8 

Mill. DM 3 860 4 378 

STEUERAUFKOMMEN 

Umsatzsteuer/Mehrwertsteuer 9 
Mill. DM 58 49 

Landessteuern 10 
Mill. DM 91 99 

Veranlagte Einkommensteuer Mill. DM 50 56 
Lohnsteuer Mill. DM 49 52 

1) bei •Getd und Kredit•: April bis August 
2) Betriebe mlt im allgemeinen 10 und mehr BuchlUtiaten 
3) ohne Umsatz in Handelsware, aber zuzügl. Umsatzsteuer 4) einschließlich Lehrlingsstunden 
5) 4-Peraonen-Arbeitnebmef"'Haushalt mit mittlerem Einkommen des alleinverdienenden Haushaltsvorstandes; 
Lebenshaltungsausgaben von rund 750 DM monatlich nach Verbraucbsverblltnissen von 1962 
6) an die Nichtbankenkundschaft 7) an die Nichtbankenkundschaft; einschließlich dwchlaufender Kredite 
8) Bestand am Monatsende 9) einschließlieb Umsatzausgleichsteuer / Einfuhrumsatzsteuer 
10) einschließlich Landesanteil an den Einkommen steuern a) ab Januar 1968 ohne Umsatz (Mehrwert) ateuer 
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STATISTISCHE 

MONATSHEFTE 
SCH LESWI G-HOLSTE IN 

20. Jahrgang · Heft 12 Dezember 1968 

Aktuelle Auslese 

• Beruhigung im Bauspargeschäft 

Im Jahre 1957 wurden in Schleswig-Holstein 

rund 30 800 Bausporvertrage über i nsgesomt 

675 Mill. D\i neu abgeschlossen. Damit ist 

das Ergebnis des Jahres 1966 bei weitem nicht erreicht 

worden. Domals war infolge der angekündigten Einschrän­

kung der Steuervergünstigungen für Bausparer die Zahl der 

Neuabschlüsse auf fast 49 400 mit einer Bausporsumme von 

1,1 Mrd. DM emporgeschnellt. Die 1966 "vorweg" obge· 

schlossenen Vertröge bewirkten 1967 einen erheblichen 

Rückgong des Bousporgeschäfts. Aus dieser Entwicklung 

kann ober noch nicht auf ein Nochlossen des Interesses 

on dieser Form der Spo·tötigkeit geschlossen werden. 

Auch die Ergebnisse fürdoserste Halbjahr 1968 mit 12 300 
Neuabschlüssen und einer Vertrogssumme von 283 Mi II. DM 

sogen hierüber nicht viel mehr ous, do sich dos Bauspor­

geschäft erfohrungsgemciß zu mindestens zwei Dritteln im 

zweiten Halbjahr abspielt. 

Ober 9 000 Mähdrescher 

ln Schleswig-Holstein wurden bei der Ernte 
1968 rund 9 200 Mahdrescher eingesetzt. 

Das sind knapp 200 Stück mehr als bei der, 

Ernte 1967. Der Zugang ist fast ausschließlich auf den 

Einsatz neuer Maschinen in 3etrieben zwischen 20 bis SO ho 

landwirtschaftlicher Nutzfläche zurückzuführen. Die Zahl 

der eingesetzten Moschiner im Gemeinschaftsbesitz land­

wirtschaftlicher Betriebe und im Besitz von Lohnunter­

nehmern hot sich nur geringfügig erhöht. Bei der Ernte 

1968 wurden 97 VO des Weizens, 79 ~ des Wanterroggens und 
95 ~der Sommergerste mit dem Mähdrescher geerntet. 

Immer weniger Kleinbetriebe im Handwerk 

Noch den E·rsten vorläufigen Ergebnissen 

der Handwerkszählung 1968 gob es im 

September 1967 in Schleswig-Holstein rund 

22 000 Handwerksbetriebe} gut 2 000 weniger als im Mai 

1963. Der Rückgong betraf ausschließlich die kleinen 

Betriebe mit weniger als 10 Beschoftigten. Im September 

1967 hatte das schleswig-holsteinische Handwerk rund 

156 000 Beschäftigte. Nicht gonz die Hcilfte von ihnen 

arbeitete in Betrieben mit 20 und mehr Beschoftigten. 

Gerätebestand im Bauhauptgewerbe 
nur noch wenig verändert 

Die stürmische Entwicklung in der Aus­

stattung des Bauhauptgewerbes mit Geräten 

scheint im Augenblick zum Sti II stand gekommen zu sein. 

Bei einer Reihe von Geraten hat der Bestand von 1967 
auf 1968 nicht mehr zugenommen. Burond Verönderur'lg 

Juni 1968 
gegenüber 
Juni 1967 

Belonrnlac:her 5 875 - 91 
Bououhüge 2 256 - 71 
Stroßenwolun 628 11 

Sc:hütter 453 8 
lostkrollwogen 3 776 + 147 
Bogger 1 695 + 86 

Kompresaoren 715 + 48 
Turmdrehkrone 479 + 21 
Förderbänder 1 447 + 9 

Weitere Zunahme des Fremdenverkehrs 

Im Sommerhalbjahr 1968 wurden in den 

Seherbergungsbetrieben und Privatquar­

tieren der 141 schleswig-holsteinischen 

Fremdenverkehrsorte 1,6 Mi II. Fremdenmeldungen und 

14,2 Mi II. Fremdenübernachtungen registriert. Gegenüber 

dem Sommerhalbjahr 1967 ast die Zahl der Fremdenmel­

dungen um 2 % und die der Fremdenübernachtungen um 

6 % gestiegen. Die Entwicklung des Fremdenverkehrs 

wird dabei maßgeblich durch die Seebäder bestimmt, die 

im Sommer 1968 57 % der Fremdenmeldungen und 84 %der 

Fremdenübernachtungen verzeichneten. 

1) einac:hließlic:h Nebenbelriebe 
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Aus dem Inhalt 
Gemeindefinanzreform (Teil 1) Seite 267 

Gemeinsorr:er Ausgangspunkt für die vielen Vorschläge der 
letzten Jolire zu einer Reform aer Gemeindefinanzen ist die 
Erkenntnis, daß das Gemeinde-Steuersystem den heutigen 
Verhältntssen nicht gerecht wird. Dabei ist sowohl on die 
quantitative also auch an die qualitative Seite der Gemein· 
desteuern zu denken. Im Zentrum aer Kritik steht die 
Gewerbesteuer, deren Beitrog zum gemeindlichen Steuer· 
aufkommen von einem Zehntel vor dem ersten Weltkrieg 
auf acht Zehntel gestiegen ist, die ober einige Grund· 

Forderungen nicht erfüllt (Äquivolenzprinzip nicht gewahrt, 
konjunkturempfindlich, örtlich sehr verschiedenes Auf­
kommen, nicht wettbewerbsneutrol, nicht EWG-system­
konform). Von den verschiedenen Vorschlägen zur Gemern· 
definonzreform werden nur einige dargestellt. Das T roeger· 
Gutachten (1966) sieht vor, die Gewerbeertragsteuer zu 
beseitigen, d1e Gewerbekapitolsteuer zu verstärken und die 
Lohnsummensteuer, die heute nur in wenigen Gemeinden 
erhoben wird, überall einzuführen. Ferner sollen die Ge· 
meinden om Aufkommen der Einkommensteuer, und zwar 
an deren proportionalem Sockel, beteiligt ~~>erden. Der 
Wissenschaftliche Beirot beim Bundesministerium der 
Finanzen schlägt vor, die Gewerbesteuer - noch einer 
Periode der Minderung von 5 bis 10 Jahren - ganz aufzu­
heben und statt dessen dos Grundsteueraufkommen zu 
verdoppeln und die Gemeinden zum Erheben einer Gemeinde· 
Einkommensteuer zu ermächtigen. Während der Übergongs­
phase zu diesem Endziel sollen aie Gemeinden on der Um­
satzsteuer beteiligt weraen (Gemernde-Mehrwertsteuer). 

Grünlandbewirtschaftung Seite 274 

Von der landwirtschaftlichen Nutzfläche unseres Landes 
w~rd gut d1e Hälfte ols Grünfond benutzt, und zwar 40 % 
als Dauer- uno 10 9.i a/s Wechselgrünland. Oie Abgrenzung 
dazwischen blieb bisher den Betriebsinhabern überlassen, 
auch waren die Begriffe "1ese und Weide nicht definiert. 
Um dem Ziel, auch die Grünlanderträge besser zu ermitteln, 
näher zu kommen, wurde 1965 ein kleiner Kreis von 150 
Betrieben über die Nutzung ihres Grünlandes eingehend 
befragt. Oie benötigten Begriffe wurden definiert. Oie 
Erge/;msse dieser Grünland-Stichprobe stimmen mit denen 
der Bodennutzungserheb.mg I065 im ollgemeinen gut über· 
ein. Beim Dauergrünland überwiegt die Weidenutzung 
(53 %)gegenüber der Schnittnutzung (6 %), 22% der Flächen 
werden sowohl beweidet als auch gemäht. Beim Wechsel­
grünland überwiegt dagegen die kombinierte Nutzung, knapp 
30 % werden nur beweidet und ein Viertel nur gemäht. Zur 
Vorbereitung von Erntemessungen wurden auch die Schnitt· 
verfahren erfragt: überwiegend (84 %) wird der N.öhbolken 
verwendet, bei 9% der Flächen dieser und der Feldhäcks­
ler, und bei 7 % der Feldhäcksler allein . Oie geschätzten 
HF>uerträge liegen /;ei Dauergrünland zwischen 40 und 55 
dzlho für den ersten und zv.i sehen I 5 und 30 dzlha für 
den zweiten Schnitt. 

Bautätigkeit 1967 (Teil 2) Seite 280 

Der Bauüberhang ergibt sich jährlich aus dem Saldo 
zwischen den zum Bau genehmigten und den fertigge­

stellten ~~ohnungen eines Jahres in Verbindung mit dem 
Bauüberhang des Vorjahres. Von 1960 bis 1964 ist d1e 
Zahl der als Bauüberhang erfoßten Wohnungen kräftig 
gestiegen, ab 1965 fortlaufend gesunken. Die Abnahme 
schlug sich ausschließlich bei den im Bau befindlichen, 

nicht bei den noch nicht begonnenen ~ohnungen nieder. 
Diese machen seit dem Rekordjahr 1964 einen immer 
steigenden Antei I an gesamten Bauüberhang aus. Der 
Bestand erhöhte sich auf 847 000 Wohnungen, das sind 
2,95 Einwohner je Wohnung. Schleswig-Holstein liegt mit 
seiner relativen Bestandszunahme z. Zt. und seit 1062 an 
der Sp1tze aller Bundesländer. Oie Zahl der im Rahmen 
des sozialen Wohnungsbaus gef&derten V.ohnungen lag 
mit knapp 7 000 erheblich unter der Zahl des Vorjahres, 
erre1chte ober mit' 28 Wohnungen je 10 000 Einwohner 
noch den Bundesdurchschnitt. Außerhalb dieses schone 
traditionellen Förderungsbereichs gewmnt ein Förde­
rungstyp zunehmend on Bedeutung, der ebenfalls öffent­
liche Mittel einsetzt, jedoch n~cht solche im Sinne des 
§ 6, Abs. I, des II. Wohnungsbaugesetzes. Der Kapitol­
markt hat für die Finanzierung ständig mehr Nittel herge­
geben, die öffentlichen Mittel sind anteilig entsprechend 

zurückgegangen. Dies hängt zusammen mit dem Übergang 
von der früher dominierenden Förderung durch Darlehen zur 
Deckung der Finanzierungslücke zu der "objektbezogenen" 
Beihilfe, durch die die laufenden Aufwendungen (Kapitol-
und Bew/rtschoftungskosten) vermindert v.erden. 

Einkommensteuer 1965 Selte 287 

Oie Veranlagungen von 182 000 Einkommensteuerpflich­
tigen wurden für die Statistik ausgewertet. Diese ZahiA 
Ist fast um ein Viertel höher ols 1961, was einen unge·· 
wöhnlich starken Anstieg bedeutet. 177 000 von ihnen 
waren unbeschränkt steuerpflichtig und mit pos1tivem 
Einkommen veranlagt. Der Gesamtbetrog der Einkünfte 
ist gegenüber 1961 sogar um über die Hälfte gestiegen und 
betrug 1965 3,7 Mrd. DM. ln diesen Anstiegen wirkt sich 
hauptsächlich aus, daß auch Lohnempfänger, die sonst 
im Owllenobzugsverfohren besteuert werden, dann zu 
veranlagen sind, wenn sie mehr als 24 000 DM rm Jahr 
verdienen (wenn beide Ehegatten verdienen: 16 000 Q,\1). 
Nit steigenden Einkommen überschreiten mehr und mehr 
Arbeitnehmer diese Grenzen. Die Steuerschuld hat 1965 
mit 17,7 % des Gesamtbetrages der Einkünfte den 'gleichen 
Wert gehabt wJe 1961. Gegliedert noch den sieben Ein· 
kunftsorten hoben sich die loh/ der Fälle und die Beträge 
durchaus verschieden entwickelt. Der Antei I der Einkünfte 
aus nichtselbständiger Arbeit on allen Einkunftsarten hot 
sich ouf 36 % vermehrt und ist damit dicht an den Anteil 
der Einkünfte aus Gewerbebetrieb (44 %) herangerückt. 
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Gemeindefinanzreform 
1. Allgemeiner Teil 

Warum Gemeindefinanzreform? 

Zur Gemeindefinanzreform sind vor allem 
in den letzten beiden Jahren so viele Vor­
schläge gemacht worden, daß es selbst für 
den Experten schwierig wird, eine Übersicht 
zu behalten. Der gemeinsame Ausgangspunkt 
aller Reformvorschläge ist die Erkenntnis, daß 
unser heutiges Gemeinde-Steuersystem re­
formbedürftig ist. Beim Warum und noch mehr 
beim Wie der RefoJ•m scheiden sich jedoch 
die Geister. Beim Warum lassen sich zwei 
Grundrichtungen unterscheiden: Einmal wird 
die Qualität und zum anderen die Quantität 
der Gemeindesteuern bemängelt. Beide Grund­
richtungen sind jedoch auch häufig miteinander 
verknüpft. Die Qualität der Gemeindesteuern 

a leidet nach fast einhelliger Ansicht der 
• Reformer am Übergewicht der Gewerbesteuer 

und hier vor allem der Gewerbeertragsteuer. 
Auch für die geringe Quantität ist letztlich 
die Gewerbesteuer verantwortlich . Zur Besei­
tigung der Quantitätsmängel lassen sich 
wiederum zwei Grundrichtungen unterscheiden: 
Einmal eine Vergrößerung des ·Anteils der 
Gemeindesteuern innerhalb der allgemeinen 
Deckungsmittel, vor allem im Hinblick auf 
eine Einschränkung der Finanzzuweisungen, 
was gleichzeitig nach Ansicht vieler Reformer 
eine QualitätsverbeEserung wäre, und zum 
anderen eine Erhöhung der Gemeindesteuern 
der Art, daß den Gemeinden insgesamt mehr 
Mittel zur Verfügung stehen. 

Ehe auf die verschiedenen Vorschläge ein­
gegangen werden karm, ist es notwendig, einen 
kurzen Abriß über die Anfänge des heutigen 
Gemeindesteuersystems zu geben. Ein selb-e ständiges Gemeindesteuersystem gibt es 
in Preußen erst seit der Miquel' schen 
Steuerreform 1891. Den Gemeinden wurde 
die Grund- und Gewerbesteuer als eigene 
Steuer überlassen und ihnen darüber hinaus 
ein Zuschlagsrecht zur Einkommensteuer 
eingeräumt. Das Hauptgewicht lag bei den 
Zuschlägen zur Eirucommensteuer, die über 
die Hälfte der Gemeindesteuern ausmachten, 
während sich die Grundsteuer nur auf ein 
Viertel und die Gewerbesteuer auf ein Zehntel 
belief. Die Erzbergersehe Steuerreform strich 
1920 das kommunale Zuschlagsrecht zur Ein­
kommensteuer. Auch die Steuern vom Grund­
vermögen und Gewerbebetrieb standen nicht 
mehr den Gemeinden sondern den Ländern zu . 
Sie konnten sie aber voll den Gemeinden über­
lassen, wie es in Preußen geschah. Gemeinde­
steuern im eigentlichen Sinne waren nur noch 
die Vergnügungssteuer und die Getränkesteuer. 
Daneben traten das Anrecht auf Teile 

der Überweisungssteuern des Reiches - Ein­
kommen- und Körperschaftsteuer, Umsatz­
steuer, Kraftfahrzeugsteuer - die die Länder 
mit der Maßgabe erhielten, bestimmte Teile 
davon an die Gemeinden weiterzuleiten. 
Beachtlich ist dabei, daß das örtliche Auf­
kommen für die Höhe der Zuweisungen an 
eine Gemeinde zuerst noch eine geringe und 
später keine Rolle mehr spielte . 
Es waren also reine Finanzzuweisungen an 
die Gemeinden im Rahmen des Finanzaus­
gleichs, die - wie die heutigen Schlüssel­
zuweisungen - insbesondere nach der Steuer­
kraft der Gemeinden und der Zusammensetzung 
der Bevölkerung verteilt wurden. Es ent­
wickelte sich folgendes Gemeindesteuersystem, 
das heute im Grundgesetz manifestiert ist: Den 
Gemeinden steht die Ertragshoheit an den 
Realsteuern zu, wobei die Gewerbesteuer ihre 
Haupteinnahmequelle wurde, und sie haben 
Anspruch auf gewisse Finanzzuweisungen. Die 
Hauptansatzpunkte der Kritik an diesem System 
sind - wie schon oben angedeutet - das ständig 
wachsende Gewicht der Gewerbesteuer und die 
Ausdehnung der Finanzzuweisungen. Der Anteil 
der Gewerbesteuer an den Gemeindesteuern 
ist nämlich von einem Zehntel vor dem 
ersten Weltkrieg über zwei Zehntel im Jahre 
1931 und zwei Drittel 1955 auf heute acht 
Zehntel gestiegen. und die Finanzzuweisungen, 
die 1950 noch etwa die Hälfte der Steuer­
einnahmen ausmachten, sind heute fast so hoch 
wie die Gemeindesteuern, die sich darüber 
hinaus nicht so günstig entwickelten, wie die 
Steuereinnahmen des Bundes und der Länder . 

Diese Entwicklung rüttelt an den Grund­
forderungen, die ein Gemeindesteuersystem 
erfüllen sollte. Das ist einmal die Forderung 
nach Finanzautonomie, also die Verfügung 
über genügend eigene Mittel, die den Gemein­
den im bestimmten Rahmen zugesprochen 
werden muß, da nur so eine Selbstverwaltung, 
die gleichbedeutend mit Selbstverantwortung 
ist, möglich ist. Der autonome Spielraum darf 
jedoch nicht zu groß sein, da sonst über­
regionale Belange, wie etwa die annähernd 
gleichmäßige regionale Verteilung von öffent­
lichen Leistungen, die Standortverteilung und 
die Verkehrsplanung, unberücksichtigt bleiben. 
Und zum anderen die Beschränkung der Finanz­
zuweisungen. Ein Zuviel an Finanzzuweisungen 
bedeutet nämlich eine gewisse Abhängigkeit 
von den zahlenden Gebietskörperschaften. Die 
Grenze scheint heute erreicht, Der einzige 
Ausweg ist eine Neuordnung des Gemeinde­
steuersystems, da sich außerdem die Haupt­
stütze der Gemeindesteuern, die Gewerbe-
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steuer, schlecht als Gemeindesteuer, ja sogar 
als Steuer überhaupt, eignet. 

Folgende Gründe sprechen gegen die Gewerbe­
steuer: 

1. In ihrer heutigen Form entspricht die 
Gewerbesteuer keineswegs dem Äquivalenz­
prinzip, sondern eher dem Gegenteil . Da 
nur wenige Bürger die Gewerbesteuer auf­
bringen, kann man nicht davon sprechen, 
daß die Bürger ihrem Nutzen an den 
gemeindlichen Leistungen entsprechend zu 
den Kosten herangezogen werden. Die 
Gewerbesteuer verteilt also die Lasten 
ungleichmäßig. 

2. Die Gemeindesteuern sollten möglichst 
wenig konjunkturempfindlich sein. Die 
Gewerbesteuer und vor allem die Gewerbe ­
ertragsteuer hat aber eine hohe Auf­
kommenselastizität. Das ist zwar in Zeiten 
einer Hochkonjunktur günstig, aber was 
geschieht in einer Rezession? Hier ist es 
besonders nachteilig, daß auch Rückschläge 
in Teilbereichen der Wirtschaft sich auf 
einzelne Gemeinden auswirken, da häufig 
der Industriebesatz der Gemeinden einseitig 
ist . Dadurch wird die wünschenswerte 
Kontinuität der kommunalen Investitionen 
gestört. 

3. Bei Gemeinden gleicher Größe sollten die 
Unterschiede des Steueraufkommens in DM 
je Einwohner möglichst gering sein. Die 
örtliche Streuung der Gewerbesteuer ist 
jedoch sehr groß, und zwar derart, daß 
eine Reihe von Industriestädten, aber auch 
kleine Gemeinden mit einem gutgehenden 
Industriebetrieb unverhältnismäßig viel 
Steuern einnehmen, während andere gleich­
große Gemeinden nur geringe Einnahmen 
haben. Darüber hinaus sind die Steuer­
kraftunterschiede zwischen den großen und 
den kleinen Gemeinden recht groß. 

4 . Die Gemeindesteuern müssen wettbewerbs­
neutral sein und sollten nicht den Forde­
rungen der Raumordnung zuwiderlaufen. 
Beide Punkte werden insbesondere von der 
Gewerbeertragsteuer nicht erfüllt, da die 
Standortwahl und der Wettbewerb durch 
unterschiedlich hohe Hebesätze mehr oder 
weniger stark beeinflußt werden. 

5 . Schließlich sprechen gegen die Gewerbe­
steuer steuersystematische Gesichtspunkte. 
Ursprünglich hatte die Gewerbesteuer nur 
einen ergänzenden Charakter und war eine 
Objektsteuer. Heute hat sie primäre Bedeu­
tung und ist beinahe eine Subjektsteuer. Sie 
ist eine zusätzliche Besteuerung der Em­
künfte aus Gewerbebetrieb geworden und 
benachteiligt damit diese Ertragsart, da 
die Einkünfte aus Gewerbebetrieb daneben 

der Einkommensteuer unterliegen, die die 
persönliche Steuerkraft ausschöpft. Sie paßt 
nicht mehr in das heutige Steuersystem; 
zumal wenn man berücksichtigt, daß das 
Steuersystem innerhalb der EWG harmo­
nisiert werden soll und in den anderen 
EWG- Ländern mitAusnahme vonLuxemburg 
keine entsprechende Steuer besteht . 

Die Grundsteuer A und vor allem die Grund­
steuer B sind eher als Gemeindesteuern geeig­
net. Ihr Aufkommen ist jedoch zu gering, da 
sie nur ein Siebentel der Gemeindesteuern 
ausmachen und geringe Zuwachsraten auf­
weisen. Auf das geringe Anwachsen der 
Grundsteuern ist es auch u . a . zurückzuführen, 
daß der Anteil der Gemeindesteuern am 
gesamten Steueraufkommen laufend zurück­
geht. Er hat sich im Bundesgebiet gegenüber 
1948 um ein Siebentel verringert. Steht man 
jedoch auf dem Standpunkt, daß die Grund­
steuern in ein Gemeindesteuersystem passen, 
so läßt sich ihr Aufkommen ohne weiteres 
erhöhen. Bekanntlich beruht die Grundsteuer 
immer noch auf den Einheitswerten von 1935. 
Die Wertsteigerung in den dazwischenliegenden 
Jahren ist also nicht berücksichtigt worden. 
Anband der neuen Einheitswerte von 1964 ist 
es jedoch möglich, dies zu bereinigen und 
damit die Grundsteuern in gewissem Umfang 
zu erhöhen. Alle anderen Gemeindesteuern 
sind quantitativ bedeutungslos . 

Wie nachteilig sich das heutige Steuersystem 
auf die Gemeindefinanzen auswirkt, ist am 
Beispiel Schleswig-Holsteins in diesem Heft 
schon des öfteren dargestellt worden.1 

Aus der Vielzahl der Vorschläge zur Ge­
meindefinanzreform sollen nur einige, die in 
letzter Zeit diskutiert worden sind, dargestellt 
werden. 

Troeger-Gutachten 

Die Kommission für die Finanzreform unter 
Vorsitz des Vizepräsidenten der Deutschen 
Bundesbank, Troeger, hat 1966 einen Haupt­
abschnitt ihres 11 Gutachtens über die Finanz­
reform in der Bundesrepublik Deutschland11 

der Gemeindefinanzreform gewidmet, Die 
Kommission geht bei ihrem Reformvorschlag 
davon aus, daß der tragende Grundgedanke 
einer Gemeindefinanzreform die gemeindliche 
Selbstverwaltung sein muß. Die Selbstverwal­
tung ist nur dann möglich, wenn die Gemeinden 
in möglichst großem Umfang eigene Steuern 
haben und die Finanzzuweisungen des Staates 
diese nur ergänzen. Sie kommt zu dem Schluß, 

1) "Die Verschuldung der Gemeinden .. 11 1955• und "Die Entwicklung 
der lnvutlllon$kroft der Gemeinden und Gemeindeverbände Scnleswlg· 
Holstelns" ln: Stot . .V.Onoun. S.·H. 1967, S. 9 CJonuor) b:r.w. 1968, 
S. 123 (Juni) 
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daß vor allem die Gewerbesteuer reformiert 
werden muß. Sie tritt jedoch nicht für eine 
völlige Beseitigung der Gewerbesteuer• ein, 
sondern will nur die am meisten bemängelte 
Gewerbeertragsteuer beseitigen. Die Gewerbe­
kapitalstcuer soll demgegenüber verstärkt und 
die Lohnsummensteuer obligatorisch eingeführt 
werden. Ob auch die Gewerbekapitalsteuer und 
die Lohnsummensteuer eines Tages abgebaut 
werden sollen, läßt die Kommission offen. 

Die Haupteinwände gegen die Lohnsummen­
steuer sind, daß sie die lohnintensiven 
Betriebe stärker erfaßt, obwohl diese eine 
geringere Ertragskraft haben und obwohl die 
Bemessungsgrundlage ungeeignet ist, weil die 
Lohnsumme nicht mit denLasten der Gemeinde 
korreliert. Diese Einwände glaubt die Kom­
mission ebenso unbeachtet lassen zu können 
wie die Einwände gegen die Gewerbekapital­
steuer, die steuersystematisch der Vermögen­
steuer ähnlich ist und bei Verlustbetrieben 
aus der Substanz entrichtet werden muß. Sie 
weist vielmehr darauf hin, daß beide nicht die 
.:\längcl der Gewerbeertragsteuer haben, da 
sie Objektsteuercharakter haben und nur eine 
geringe Aufkommenselastizität aufweisen und 
damit ein ausgleichendes Element im Ge­
meindesteuersystem darstellen. Für die Bei­
behaltung der Gewerbekapitalsteuer und Lahn­
summensteuer spricht außerdem, daß die 
juristischen Personen bei einem Wegfall voll 
von der Gewerbesteuer entlastet würden, ohne 
zur Gemeindeeinkommensteuer herangezogen 
zu werden . 

Um die Gewerbekapital- und Lohnsummen­
steuer in ein gerechtes Verhältnis zu bringen, 
schlägt die Kommission folgende Änderungen 
der Meßbeträge und der Hebesätze vor: Bisher 
wurde an das Gewerbekapital ein Meßbetrag 
von 2o/oo und ein durchschnittlicher Hebesatz 
von 2 71 o/o und an die Lohnsumme ein Meßbetrag 
von 2%o und ein durchschnittlicher Hebesatz 
von 780o/o angelegt. I;ine gleichmäßige Besteue­
rung würde sich ergeben, wenn die Meßbeträge 
im Verhältnis von 1 : 4 zueinander stünden. 
Das würde jedoch wegen des hohen Lohnniveaus 
zu Härten führen. Deshalb soll die Meßzahl für 
die Lohnsummensteuer nur von 2%o auf 4%o 
erhöht und die des Gewerbekapitals beibehalten 
werden. Da die Hebesätze für beide auf 400o/o 
festgelegt werden, ergibt das ein Belastungs­
verhältnis von 1 : 2. Die Gewerbekapitalsteuer 
würde damit um die Hälfte höher und die 
Lohnsummensteuer bliebe gleich, würde jedoch 
auf alle Gemeinden ausgedehnt. 

Der Ausfall an Steuereinnahmen, der den 
Gemeinden durch aen Wegfall der Gewerbe­
ertragsteuer entsteht, soll nach Vorstellung 
der Kommission durch eine Beteiligung der 
Gemeinden am proportionalen Sockel der 
Einkommensteuer gedeckt werden. Ein Aus-

gleich durch Zuweisung scheidet für die 
Kommission aus, da den Gemeinden ein 
wesentliches Maß an eigenen Entscheidungen 
über ihre Einnahmen gelassen werden soll. 
Für die Beteiligung der Gemeinden an der 
Einkommensteuer sprechen: 

1. Es wird ein breiter Kreis erfaßt; dadurch 
kann der Kreis derer, die an den Geschicken 
der Gemeinde interessiert sind, vergrößert 
werden, 

2. Heranziehung nach der persönlichen Lei­
stungsfähigkeit zu den Gemeindelasten, 

3. Geringere Ungleichmäßigkeit in der Höhe 
des örtlichen Aufkommens in DM je Ein­
wohner, 

4. Der Bevölkerung angepaßte örtliche Steuer­
kraft, so daß der Gewerbesteuerausgleich 
entfallen kann. 

Um die große Streuung, die bei der Gewerbe­
steuer auftritt, zu vermeiden, sollen die 
Gemeinden nur am proportionalen Sockel der 
Einkommensteuer partizipieren. Das heißt, der 
Teil der Einkommensteuer, der aus Einkommen 
stammt, die z. Z. mit 19o/o besteuert werden, 
wird zur Gemeindeeinkommensteuer, und davon 
nur der Teil, der zum Ausgleich des Verlustes 
an Gewerbeertragsteuer benötigt wird. Das 
sind nach Proberechnungen der Kommission 
38o/o des proportionalen Sockels. 

Da die Kommission eine weitgehende Finanz­
autonomie der Gemeinden als erwünscht 
ansieht, plädiert sie dafür, daß die Gemein­
den das Recht erhalten, die Steuerbelastung 
mit unterschiedlichen Hebesätzen örtlich 
abzustufen. Nur durch das Recht, die Höhe 
der Hebesätze zu bestimmen, wird diese 
Steuerbeteiligung zur Gemeindesteuer . Die 
Hebesatzunterschiede sollen sich jedoch in 
einem engen Rahmen bewegen, und zwar 
zwischen 80 und 120% und in einem angemes­
senen Verhältnis zu den Hebesätzen der 
anderen Gemeindesteuern stehen. Die Kom­
mission hält den Verwaltungsaufwand, der 
besonders bei der Anwendung unterschied­
licher Hebesätze nicht unerheblich sein wird, 
für vertretbar. 

Die beiden anderen gewichtigeren Gemeinde­
steuern, die Grundsteuer A und B sind nach 
Meinung der Kommission geeignete Bestand­
teile eines kommunalen Steuersystems, die 
sogar auszubauen sind. Sowohl die Grund­
steuer A (land- und forstwirtschaftliches 
Grundvermögen) als auch die Grundsteuer B 
sollen auf eine angemessene Höhe gebracht 
werden, wobei für die Grundsteuer B die 
neuen Einheitswerte als Maßstab herangezogen 
werden sollen. 
N~ben der Reform des Steuersystems hält die 
Kommission eine Verstärk-ung der kommunalen 
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Finanzmasse für unbedingt erforderlich, da 
sonst die Gemeinden ihre Aufgaben vor allem 
auf dem Verkehrs- und Schulsektor nicht mehr 
erfüllen können. Die Kommission sieht eine 
Beteiligung der Gemeinden an der 'Mineralöl­
steuer und an der Einkommensteuer über den 
Ausfall an Gewerbesteuer hinaus vor. Auf 
der Basis von 1964 wurde ein i\Iehr von 
1,5 Milliarden DM aus der Einkommensteuer 
und 0,5 Milliarden DM aus der Mineralölsteuer 
berechnet. Diese rund 2 Milliarden DM hätten 
1964 etwa 7o/o der laufenden Gemeinde­
einnahmen und 12o/o der kommunalen Inve­
stitionen gedeckt. Sie entsprechen der Hälfte 
der Schuldenzunahme des Jahres 1964. 

Da die Kommission zum Zeitpunkt der Aus­
arbeitung des Gutachtens über die Auswirkung 
ihrer Reformvorschläge kein oder nur un­
genügendes Material zur Verfügung hatte, 
deutete sie einen Alternativvorschlag an, der 
von der Bundesregierung aufgegrüfen wurde. 
Die Alternative sieht vor, daß die Gewerbe­
ertragsteuer nur zu einem Teil abgebaut wird, 
die Ausweitung der Lohnsummensteuer unter­
bleibt und die Gemeinden an der Einkommen­
steuer beteiligt werden. 

Die Auswirkung des Troeger-Gutachtens für 
die Steuerkraft der schleswig-holsteinischen 
Gemeinden wird im 2. Teil dieses Aufsatzes 
dargestellt. 

Gutachten des Wissenschaftlichen 
Beirats 1968 

Der Wissenschaftliche Beirat beim Bundes­
ministerium der Finanzen geht ebenfalls davon 
aus, daß die Gewerbesteuer keine geeignete 
Gemeindesteuer ist und deshalb abgebaut 
werden muß; dies soll in zwei Etappen 
geschehen: 

1. Möglichst 1971, spätestens aber 1972 soll 
das Gewerbesteueraufkommen halbiert wer­
den und der Ausfall durch eine Beteiligung 
der Gemeinden am Aufkommen der Mehr­
wertsteuer der letzten Stufe gedeckt 
werden. 

2. 5 - 10 Jahre später soll die Gewerbesteuer 
gänzlich fortfallen und zum Ausgleich das 
Grundsteueraufkommen verdoppelt werden. 
Ferner sollen Kostenbeiträge und gebühren­
ähnliche Abgaben, insbesondere von Unter­
nehmen, erhoben und die Finanzierung 
bestimmter Gemeindeausgaben auf die 
Länder übertragen werden. Der Verlust 
an Finanzautonomie soll durch stärkere 
Variation der Hebesätze der Grundsteuern 
und durch die Berechtigung der Gemeinden, 
eine Gemeindeeinkommensteuer zu erheben, 
ausgeglichen werden. 

Der Beirat glaubt, daß durch diese Maßnahmen 
die Gemeindesteuern qualitativ und auch quan­
titativ verbessert werden. Wesentliche Vorzüge 
einer Gemeindemehrwertsteuer gegenüber der 
Gewerbesteuer und auch der Gemeinde­
einkommensteuer nach Troeger sieht der 
Beirat u. a . darin: 

1. Örtliche Unterschiede des Steueraufkom­
mens in DM je Einwohner zwischen gleich 
großen Gemeinden werden geringer! Die 
Angleichung zwischen untel'schiedlich gros­
sen Gemeinden, ww sie die Gemeinde­
einkommensteuer bewirken soll, hält der 
Beirat nicht für wünsch1?nswert. 

2. Die Zahl der Steuerpflichtigen bleibt etwa 
gleich klein. Dies wird also im Gegensatz 
zum Troeger-Gutachten, wo eine große 
Anzahl von Steuerpfiichtigen erstrebt wird. 
als Vorteil angesehen. 

3. Die Konjunkturreagibilitfit der Mehrwert­
steuer ist wesentlich geringer als die der 
Gewerbeertragsteuer, und ihre Einkom­
menselastizität ist geringer als die der 
Gemeindeeinkommensteuer. 

4, Die Mehrwertsteuer unterliegt nicht in dem 
Maße wie die Einkommensteuer steuer­
systematischen. konjunktur-. struktur- und 
sozialpolitischen Einflüssen. 

Die Möglichkeit, die Gemeinden an der 
Umsatzsteuer zu beteiligen, ist schon öfters 
diskutiert worden. Die Gemeinden sind schon 
einmal, nämlich zwischen 1920 und 1940, an 
der Umsatzsteuer beteiligt gewesen. Anfangs 
erhielten sie vom Reichsanteil 5o/o und ab 1923 
sogar 15~o der Umsatzsteuer, die nach dem 
jeweiligen örtlichen Aufkommen aufgeteilt 
wurde (Radizierbarkeit). Die Umsatzsteuer 
war damit zwar keine eigene Gemeindesteuer. 
wies aber eine sehr hohe örtliche Radizier­
barkeit auf. Das änder·te sich 1924, als die 
Länder 20% der Umsatzsteuer entsprechend 
ihrer Bevölkerungszahl erhielten und diese 
an die Gemeinden weiter v~rteilten. Die Form 
der Beteiligung der Gemeinden war Länder­
sache. Damit wurde der Gemeindeanteil an 
der Umsatzsteuer zur reinen Finanzzuweisung. 
Diese Regelung wurde bis 1940 bei wechseln­
den Beteiligungssätzen beibehalten. Das Ge­
wicht der Umsatzsteuer für die Gemeinden. 
war jedoch nie sehr groß; so machte ihr 
Aufkommen im Rechnungsjahr 1926 nur rund 
6o/o der gesamten Gemeindesteuereinnahmen 
aus. Seit Bestehen der Bundesrepublik fließt 
das gesamte Umsatzsteueraufkommen dem 
Bund zu. Mit der fortlaufenden Verschlechte­
rung der Struktur des Gemeindesteuersystems 
wurde die Umsatzsteuer wieder in die 
Diskussion einbezogen. Hier war es vor 
allem die Frage, ob die Gemeinden an der 
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Einzelhandelsumsatzsteuer beteiligt werden 
sollten. Wie eine Sonderuntersuchung nach 
Ergebnissen des Jahres 1961 zeigt, wäre die 
Einzelhandelsumsat:~steuer beim System der 
Allphasen-Bruttoumsatzsteuer von der Streu­
ung her durchaus als Gemeindesteuer geeignet 
gewesen. Mit der Einführung der Nettoumsatz­
steuer am 1.1. 1968 ist jedoch diese Frage 
überholt. Dadurch scheint eine Gemeinde­
umsatzsteuer nicht mehr praktikabel. Auch 
der Vorschlag der· Troeger-Kommission. der 
noch von einer Bruttoumsatzsteuer auf der 
Einzelhandelsstufe ausging. kann damit ad acta 
gelegt werden. 

Gegen die Mehrwertsteuer als Gemeindesteuer 
ist einzuwenden. daC\ sie die Bürger nach dem 
Maßstab des Verbrauchs zu den Gemeinde­
lasten heranzieht. Es wird also weder die 
Leistungsfähigkeit noch das Äquivalenzprinzip 
berücksichtigt. Das System des Vorsteuer­
abzugs. das bei der Erstellung des Gutachtens 
noch fraglich war. verwässert darüber hinaus 
die Mehrwertsteuer auf der letzten Stufe. Ohne 
auf die vorgeschlagenen Verfahren einzugehen, 
dürfte der Verwaltungsaufwand sowohl bei den 
Betrieben als auch bei den Finanzämtern recht 
groß sein. 

Ets käme nur eine Beteiligung der Gemeinden 
an der gesamten Nettoumsatzsteuer in Frage . 
Für eine Beteiligung. sofern sie überhaupt zum 
Ziel einer Gemeindefinanzreform gemacht 
wird, eignet sich . edoch beispielsweise die 
Einkommensteuer b1~sser . Auf einem anderen 
Blatt steht die Einbeziehung der Umsatzsteuer 
in die Verbundmasse , die von mehreren 
Forschungsinstituten befürwortet wird. 

Als we·iteren Punkt spricht das Gutachten die 
Grundsteuern an. Sie sollen zu einer trag­
fähigen Steuer ausgebaut werden. Der Beirat 
hält deshalb die Aufkommensneutralität der 
neuen Einheitswerte , wie es im Bewertungs ­
gesetz manifestiert ist, für nicht vertretbar . 

Er setzt sich vielmehr für eine Verdoppelung 
ein . Ebenso sollen von den Unternehmen 
verstärkt Abgaben, vor allem für die Ver ­
unreinigung der Luf: und des Wassers sowie 
die Lärmbelästigung_, erhoben werden. Darüber 
hinaus soll die Ausgabenseite der Gemeinde ­
haushalte bereinigt werden, und zwar von 
solchen Ausgaben, bei denen die Gemeinden 
keinen Entscheidungsspielraum haben, wie 
etwa bei der Sozialhilfe. 

Der einschneidenste Vorschlag des Beirats ist 
neben der Einführung der Gemeindemehrwert­
steuer die gemeindeeigene Einkommensteuer. 
obwohl auch. dieser Vorschlag nicht neu ist . 
Die Wiedereinführung einer kommunalen Per­
sonalsteuer stand schon bald nach ihrer 
Abschaffung durch die Erzberger'sche Steuer­
reform zur Diskussion. 

Auch zwischen 1930 und 1942 gab es eine 
Bürgersteuer zur Behebung finanzieller, wirt ­
schaftlicher und sozialer Notstände in den 
Gemeinden. Sie wurde durch verstärkte 
Finanzzuweisungen abgelöst und sollte nach 
dem Kriege wieder eingeführt werden. In dem 
Maße, in dem die Gewerbesteuer nach 1945 
an Gewicht zunahm, wurde die Forderung 
nach einer kommunalen Personalsteuer lauter . 
Neben den Interessenvertretungen wurde diese 
Forderung erstmals quasi amtlich von der 
Studienkommission zur Neuordnung des bundes­
staatlichen Finanzausgleichs 1954 gefordert. 
Die Studienkommission empfahl eine breit­
streuende Einwohnersteuer bei gleichzeitiger 
Senkung der Realsteuer. Der wissenschaftliche 
Beirat selbst hat in seinem Gutachten "Zur 
gegenwärtigen Problematik der Gemeinde­
finanzen" 1959 dieses Problem wieder auf­
gegriffen. Er hat drei Arten der kommunalen 
Personalsteuer untersucht. Einmal die Ge­
meindeeinwohnersteuer in Form einer Kopf­
steuer mit einheitlichen Sätzen, dann die 
Gemeindeeinkommensteuer und schließlich die 
Erhebung von Zuschlägen zur allgemeinen 
Einkommensteuer. Trotz grundsätzlicher Be­
fürwortung einer kommunalen Personalsteuer 
lehnte der wissenschaftliche Beirat damals 
die drei Möglichkeiten ab, weil die Gemeinde­
einwohnersteuer dem Grundsatz der Besteue­
rung nach der Leistungsfähigkeit widerspreche 
und weil die Gemeindeeinkommensteuer sowie 
die Zuschläge zur allgemeinen Einkommen­
steuer dem Verwaltungsaufwand nach zu hoch 
seien und das finanzielle Gefälle zwischen den 
Gemeinden verstärken. 

In neuerer Zeit hat das Institut Finanzen 
und Steuern in seinem Gutachten "Die große 
Finanzreform" 1966 die Wiedereinführung einer 
Einwohnersteuer befürwortet. und zwar plä­
diert es für eine Einwohnersteuer mit 
gestaffelten Steuersätzen und variablen Hebe­
sätzen. Das Institut "sieht in der Erhebung 
einer solchen Steuer die einzige Möglichkeit, 
die Finanzpolitik der Gemeinden mit dem 
eigenen finanziellen Interesse der überwiegen­
den Mehrheit der wahlberechtigten Gemeinde­
einwohner zu verbinden" 2 

• Daß der steuer­
politische Grundsatz der Belastung nach der 
Leistungsfähigkeit nicht voll berücksichtigt 
wird, glaubt das Institut in Kauf nehmen zu 
können. Die Einwohnerst euer soll anstelle der 
Gewerbesteuer treten. die vollständig abgebaut 
werden soll. 

Der Beirat lehnt sowohl Zuschläge zur 
Einkommensteuer als auch eine Einwohner­
steuer ab. Er empfiehlt vielmehr, den 
Gemeinden das Recht, nicht die Pflicht, 
einzuräumen, eine eigene Einkommensteuer 
zu erheben. die auf dem zu versteuernden 

2) Institut FSt., Heft 80, S. 46 
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Einkommensbetrag basiert . Auf diese Bemes­
sungsgrundlage soll ein proportionaler Steuer­
satz von höchstens 5o/o angelegt werden. Der 
Beirat sieht den Hauptvorteil dieser gemeinde­
eigenen Einkommensteuer darin, daß nur die­
jenigen Bürger betroffen werden, deren zu 
versteuerndes Einkommen positiv ist. Damit 
ist der Grundsatz der Leistungsfähigkeit 
gewährleistet . Außerdem sei diese Art der 
Gemeindeeinkommensteuer fühlbarer als eine 
Bürgersteuer oder gar eine Beteiligung der 
Gemeinden am gesamten Einkommensteuer­
aufkommen. Dem Einwand der hohen Ver­
waltungskosten für die Gemeinden begegnet 
der Beirat mit dem Argument, daß die 
Gemeinden entscheiden können, ob sie die 
Steuer erheben wollen. In vielen Fällen sei 
eine Erhöhung der Hebesätze bei anderen 
Gemeindesteuern aus Kostengründen ange­
brachter . 

Reformentwürfe 
der Bundesregierung 

Die Bundesregierung hat mehrere Reform ­
entwürfe ausgearbeitet, von denen aber bisher 
noch keiner Geset zesreife erlangt hat, so daß 
zur Zeit, abgesehen von der Stellungnahme der 
Länder, noch nicht gesagt werden kann, ob 
einer der dargestellten Entwürfe oder ein 
neuer zum Zuge kommt . 

Die Bundesregierung hat sich die Vorschläge 
des Beirats und der Troeger-Kommission nur 
teilweise zu eigen gemacht. Sie geht jedoch 
ebenfalls davon aus, daß das heutige Gemeinde­
steuersystem reformbedürftig ist und die 
Struktur der Gemeindeeinnahmen geändert 
werden muß . Vor allem das Übergewicht der 
Gewerbesteuer habe zu schwerwiegenden Män­
geln in der Finanzausstattung der Gemeinden 
geführt. Das Hauptziel einer Gemeindefinanz­
reform muß daher die Beseitigung dieses 
Übergewichts sein. Neben den bekannten 
Mängeln führt die Bundesregierung außerdem 
an, daß die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Wirtschaft im Ausland beeinträchtigt wird, da 
es nur in wenigen Staaten eine gewerbesteuer ­
ähnliche Steuer gibt. Im Rahmen der Steuer­
harmonisierung innerhalb der EWG dürfte der 
Abbau der Gewerbesteuer letztlich auf eine 
Erhöhung der :\lehrwertstcuer hinauslaufen. Da 
sich die Steuerharmonisierung in der EWG über 
Jahre hinziehen wird, die Gemeindefinanzen 
aber bald verbessert werden sollen, schlägt 
die Bundesregierung folgende Etappen vor: 

Der vorgesehene Abbau der Gewerbesteuer in 
Höhe von 40o/o wird ab 1. 1. 1970 vollzogen. Er 
wird jedoch 1970 und 1971 nicht für die 
Unternehmen, sondern nur für die Gemeinden 
wirksa}\l, indem sie diesen Teil in Form einer 
Umlage an Bund und Länder abführen. Die 

Anteile des Bundes und der Länder an dieser 
Umlage richten sich nach den für die Gemein­
schaftssteuern (Lohn- , Einkommen- und Kör­
perschaftsteuer) festgesetzten Anteilen. Die 
Umlage basiert auf den Grundbeträgen für 
Gewerbeertrag und - kapital und nicht auf dem 
Ist-Aufkommen, um die unterschiedlichen 
Hebesätze und die nur teilweise Erhebung der 
Lohnsummensteuer unwirksam zu machen. Die 
Gemeinden dürfen für eine Übergangszeit die 
Hebesätze nicht erhöhen, damit die Senkung 
der Gewerbesteuer dadurch nicht wieder 
aufgehoben wird. Ab 1. 1. 1972 3 wird die 
Gewerbesteuer in Höhe der Staatsumlage 
gesenkt, indem die Meßbeträge entsprechend 
vermindert werden. Für die Unternehmen wird 
also die Senkung erst ab 1972 wirksam. Da im 
Gegensatz zur Umlage nicht von den Grund­
beträgen für Gewerbeertrag und -kapital aus­
gegangen wird, sondern die Meßbeträge 
entsprechend gesenkt werden, führt die Senkung 
der Gewerbesteuer zu einer Erhöhung der 
Ausfälle für Gemeinden mit überdurchschnitt­
lichen Hebesätzen bei Ertrag und Kapital und 
solchen, die Lohnsummensteuer erheben. In 
Härtefällen soll daher der kommunale Finanz­
ausgleich eingreifen. Der Ausgleich der 
Mindereinnahmen bei Bund und Ländern soll 
erst 1971 3 geregelt werden, da sich heute die 
Entwicklung noch nicht absehen läßt. 

Der Bundesrat hat in einer Stellungnahme zum 
Entwurf der Bundesregierung empfohlen, die 
Umlage zunächst auf 30o/o zu beschränken. 
Seine endgültige Stellungnahme hat er aber von 
dem Ergebnis der Berechnungen abhängig 
gemacht. Die Auswirkungen beider Vorschläge 
für die schleswig-holsteinischen Gemeinden 
werden im 2. Teil dieses Aufsatzes dargestellt . 
Die Umlage soll außerdem nur an den Bund 
abgeführt werden und die Länder sollen dafür 
7,5 Punkte von den Gemeinschaftssteuern 
zusätzlich erhalten, die sie an die Gemeinden 
weiterleiten. Ähnlich hat sich der Deutsche 
Städtetag geäußert, der die Senkung in 2 Stufen 
um jeweils 15o/o vorgenommen wissen will. Die 
Spitzenverbände der gewerblichen Wirtschaft 
haben eine sofortige Senkung der Gewerbe­
steuer um mindestens die Hälfte gefordert. 
Das Institut Finanzen und Steuern meint zu 
diesen Vorschlägen: 4 "Es scheint, als seien 
die Vorschläge zu einer Senkung weniger das 
Ergebnis einer strengen Abwägung des Für und 
Wider, sondern mehr Ausfluß des Bemühens, 
einen aussichtsreichen Kompromiß im Wider­
streit der unterschiedlichen Interessen zu 
finden . " 

Die Bundesregierung gibt dem Teilabbau gegen­
über dem Troeger -Vorschlag, der den voll­
ständigen Abbau der Gewerbeertragssteuer und 

3) Diner T"rmln Ist Inzwischen fraglich geworden 
4) Institut FSt ., Brief 107, Seife 17 
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die obligatorische Einführung der Lohn­
summeosteuer sowie die Verstärkung der 
Gewerbekapitalsteuer vorsieht, den Vorzug, da 
die Unternehmen stärker als bisher mit 
ertragsunabhängigen Steuern belastet werden 
sollen. Die Bundesregierung folgt auch nicht 
den Vorschlägen des Wissenschaftlichen Bei­
rats, der die Gewerbesteuer vollständig 
abbauen will, da sie keine Ausgleichsmöglich­
keiten des Ausfalls durch andere Steuern, wie 
etwa die Mehrwertsteuer, sieht. 

Die Mindereinnahmon der Gemeinden durch 
den Ausfall der Gewerbesteuer sollen durch 
eine Beteiligung _am Aufkommen der Ein­
kommensteuer ausgeglichen werden. Der ur­
sprüngliche Entwurf sieht vor, daß die Gemein­
den ab 1970 - wie bei Troeger - einen 
bestimmten Prozentsatz des örtlichen Auf­
kommens aus dem proportionalen Sockel der 
Einkommensteuer erhalten; ab 1971 soll auch 
ein Teil des Aufkommens aus dem progressiven 
Steuertarü, nämlich bis zu 16 000 D:VI zu ver-

• steuerndes Einkommen, für nach der Grund ­
tabelle Veranlagte und bis zu 32 000 DM zu 
versteuerndes Einkommen für Zusammen­
veranlagte, einbezogen werden, allerdings ohne 
daß das gesamte Gemeindeeinkommensteuer­
aufkommen erhöht würde. Mit dieser Erwei­
terung soll nur erreicht werden, daß die 
Gemeinden stärker am Wachstum der Ein­
kommensteuer teilhaben. Eine Beteiligung der 
Gemeinden am proportionalen Sockel oder der 
unteren progressiven Stufe ist einer Betei­
ligung am gesamten Einkommensteueraufkom­
men vorzuziehen, :ia die örtliche Streuung 
gleichmäßiger ist. 

Ein neuerer Vorschlag der Bundesregierung 
ändert nur die Basis, während der Verteilungs­
schlüssel beibehalten wird. Es wird vor­
geschlagen, den Ausfall nicht durch einen 
entsprechendenAnteil am proportionalen Sockel 

A der Einkommensteuer zu decken, sondern einen 
9 entsprechenden Anteil vom gesamten Ein­

kommensteueraufkommen, unter Umständen 
einschließlich der Körperschaftsteuer, zu 
nehmen und als Schlüssel den proportionalen 
Sockel zu verwenden. Der Gesamtbetrag bliebe 
also derselbe, nur seine Verteilung auf die 
einzelnen Länder würde sich ändern. Welche 
Auswirkungen das auf die schleswig-holsteini­
schen Gemeinden haben würde, wird im 
2. Teil dieses Aufsatzes dargestellt. 

Das Recht, Hebesätze auf die Gemeinde­
einkommensteuer zu erheben, wird den Ge­
meinden zwar im Entwurf der Bundesregierung 
eingeräumt, seine Verwirklichung aber zu­
nächst zurückgestellt. Die Bundesregierung 
meint, daß erst die Auswirkung der Gemeinde­
finanzreform voll übersehen werden muß, ehe 
Hebesätze eingeführt werden können. Das ist 
frühestens 1972 der Fall und dann muß 

außerdem überprüft werden, ob der dadurch 
entstehende große Verwaltungsaufwand in 
einem Verhältnis zur Wirkung steht. 

Der Gewerbesteuerausgleich zwischen Wahn­
sitzgemeinden und Betriebsgemeinden soll, 
wie beim Troeger-Gutachten, wegfallen. 

Das Programm der Bundesregierung sieht 
neben der qualitativen auch eine quantitative 
Verbesserung der Gemeindesteuern vor. Im 
Rahmen der großen Finanzreform soll das 
Steueraufkommen zwischen den Gebietskörper­
schaften so neuverteilt werden, daß der Anteil 
der Gemeinden höher wird als er heute ist. 
Über das Ausmaß der zusätzlichen Mittel für 
die Gemeinden wird jedoch nichts ausgesagt. 
Folgende :.'\'Iaßnahmen schlägt die Bundesregie­
rung vor: 

1. Die Mittel aus der Erhöhung der 1\Tineral­
ölsteuer um 3 Pfennig je Liter sollen 
den Gemeinden weiterhin zur Finanzie­
rung gemeindlicher Verkehrsaufgaben 
zur Verfügung stehen. Für 1968 sind 
das etwa 700 Millionen DM. 

2. Die Grundsteuer soll auf Grundlage der 
neuen Einh~itswerte der wirtschaftlichen 
Entwicklung angepaßt werden. Das kann 
frühestens ab 1971 der Fall sein. 

3. Eine Umverteilung der Mehreinnahmen, 
die Bund und Länder aus dem Wachstum 
ihrer Steuern erhalten, in Form einer 
höheren Beteiligung an der Einkommen­
steuer. 

4. Für das Jahr 1969 wird der kommunale 
Finanzausgleich durch die Erhöhung des 
Anteils der Länder an der Einkommen­
und Körperschaftsteuer verstärkt. 

Der Bundesrat schlägt darüber hinaus vor, den 
Gemeinden zusätzlich 20o/o des zweckgebun­
denen Teils der Mineralölsteuer für Straßen­
bauten zu überlassen und außerdem einen 
bedeutenden Anteil aus den :.'\1'ehr~innahmen, 
die sich aus der Erhöhung des Länderanteils 
an der Einkommen- und Körperschaftsteuer 
von 63o/o auf 65o/o ergeben, 

Im zweiten Teil dieses Aufsatzes, der im 
nächsten lieft erscheinen soll, werden l\lodell­
berechnungen für die schleswig-holsteinischen 
Gemeinden vom Troeger-Gutachten und von 
den hier dargestellten Entwürfen der Bundes­
regierung sowie - sofern möglich - vom Ge­
setzesentwurf der Bundesregierung dar­
gestellt. 

Litera turh inwei se; 
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Das Grünland und seine Bewirtschaftung 
Ergebnisse cmer Sonderbefragung 

Von der landwirtschaftlichen Nutzfläche (LN) 
unsere~:; Lande:; werden gut 40o/o al~:; Dauer­
grünland tmd 1 Oo/o als WechselgrUnland, also 
gut die Hälfte als Grünland genutzt. Der Anteil 
der gesamten Hauptfutt erfläche (Dauergrünland, 
Wechselgrünland, übriger Ackerfutterbau und 
Futterhackfrüchte) liegt bei 55o/o. 

Langfristig hat sich die Fläche des Dauer­
grünlandes nur wenig verändert, während der 
Ackerfutterbau und der Futterhackfruchtanbau 
reduziert wurden. 

Die Unterschiede im Anteil der Hauptfutter­
fläche und in deren Zusammensetzung in den 
einzelnen Landschaften zeigt das folgende Bild. 

0-3966 
Der Futterbau in den Naturräumen 

1950 und 1965 

Auch im IIUgelland mit nur 26~o Dauer­
gr·ünlandanteil und auf der Vorgeest mit 43% 
Dauergrünlandanteil werden infolgc stärkeren 
Ackerfutterbaus 40% und 57% der LN durch 
Futterbau genutzt . 

In allen Naturräumen des Landes außer dem 
Hügelland steht der Futterbau flächenmäßig 
weit über dem Getreideanbau, allein im 
Hügelland wird er vom Getreideanbau, der 
hier 43% der LN einnimmt, übertroffen. 

Über die Nutzungsarten des Grünlandes gaben 
bisher nur die jährlichen Bodennutzungs­
erhebungen, über die Erträge der Mähflächen 
die Schätzungen ehrenamtlicher Berichterstat­
ter Auskunft. 

Die Begriffe Wiese und Weide sind nicht 
definiert . Es bleibt daher den Betriebsinhabern 

Anbauflächen und Erträge des Grüniondes 

Anbau 
1 000 ha 

Nutzungs-/ Fruchtart 
D 

1965 1959-64 

DauergrÜn land 2 

Dcu•rwlesen zur Futteraewlnnun; 146,7 153,2 
Douerwlesen zur Streuge""1nnung 3,8 2,7 
Coverweiden 303,1 310,2 
Hutungt'n 15,2 11,1 
Nlc~t genutztes Oaut'rgrünland 0,6 

Ackergrünland 

Klee 11nd Kleesras 48,3 43,9 
Gras zum Abmähen 19,2 24,1 
Gras zum Abweld•n 51,1 54,2 

Heu<'rtrag 
1 

dz./ t.a 

D 
1965 1959·64 

56 58 
27 28 

68 69 
S5 59 

1) Gesarr,t&rtrog, Nachw&lde in Heu be .. ertet; Schötzun en der orrtllc~en 
BerichterstaTter 

2) ohne Luzerne, Serradelle, Esparsette und den sonst. Ac~erfvtterbcu 
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überlassen, ihre Flächen entsprechend zu­
zuordnen, wobei ganz besonders in Schleswig­
Holstein die Mähnutzung nicht auf die "Wiesen" 
und die Weidenutzung nicht auf die "Weiden" 
beschränkt bleibt. 

Ebenso bleibt die AbgrenzungWechselgrünland/ 
Dauergrünland bisher den Betriebsinhabern 
überlassen. Eine Definition wurde nicht 
gegeben. Es kommt daher vor, daß Grünland, 
das 10 Jahre nicht )Jmgebrochen wurde, zum 
Wechselgründland gezählt wird. 

Da die Heuernten in der Praxis nur selten 
gewogen werden und es für die Bewertung der 
Nachweide kaum Anhaltspunkte gibt, sind die 
Berichterstatter bei den Schätzungen der 
Grünlanderträge weit überfordert, so daß die 
ermittelten Zahlen kaum die Größenordnungen 
und ebenso kaum die Veränderungen von Jahr 
zu Jahr widerspiegeln können. 

Während für die Ermittlung der Getreide-, 
Kartoffel- und Rübenerträge objektive, reprä­
sentative Meßverfahren entwickelt werden 
konnten und angewandt werden, gibt es 
ähnliches für die Ermittlung der Grünland­
erträge noch nicht. Als besondere Schwierig­
keit stellen sich bei näheren Überlegungen 
die mehrfachen und außerordentlich mannig­
faltigen Nutzungsmöglichkeiten sowie die ver­
schiedenartigen Ernteverfahren heraus. 

Vor der Weiterentwicklung und Anwendung von 
Ertragsmeßverfahren müssen daher diese 
Nutzungsarten und Ernteverfahren quantitativ 
ermittelt werden. 

Zur Untersuchung dieser Fragen wurden im 
Jahre 1965 aus den Unterlagen der Boden­
nutzungsvorerhebung 150 Betriebe zufällig aus­
gewählt und die betreffenden Betriebsinhaber 
über die Nutzung ihres Grünlandes befragt . 

.... Einige seit der Bodennutzungsvorerhebung auf-
• gelöste, einige falsch erfaßte, einige !<!einst­

betriebe und einige Betriebe ohne Grünland 
schieden aus , so daß endgültig 122 Betriebe 
in die Unt ersuchung einbezogen werden 
konnten. In den Betrieben wurde die Nutzung 
jeder einzelnen Parzelle getrennt auf Er­
hebungsbogen durch Interview ermittelt . War 
ein Feldstück unterteilt und die Teile unter­
schiedlich genutzt worden, z. B. ein Teil 
gemäht und beweidet, der andere Teil nur 
beweidet, so wurden zwei Fragebogen angelegt 
und das Feldstück wie zwei Parzellen 
behandelt. Da die Betriebe der Zahl nach 
zufällig ausgewählt waren und in jedem Betrieb 
sämtliches Grünland erfaßt wurde, können 
die in der Stichprobe erfaßten Flächen als 
repräsentativ für das schleswig- holsteinische 
Grünland gelten. Die Zufallsfehler der Ergeb­
nisse dürften allerdings wegen der geringen 
Masse teilweise hoch sein. 

Formen des Grünlandes 

Für unsere Untersuchungen benötigen wir 
klare Definitionen der Begrüfe. Bisher wurden 
weder in der amtlichen Agrarstatistik noch 
in der Literatur des Pflanzenbaus und der 
Betriebswirtschaft an objektiven Maßstäben 
meßbare Definitionen der Begrüfe Wechsel­
grünland, Ackergrünland, Dauergrilnland, ab­
solutes Dauergrünland gegeben . So heißt es in 
der Broschüre "Betriebswirtschaftliche Be­
griffe ... " 1 "Zum Dauergrünland zählen alle 
Flächen, die ständig als a) Wiesen, b) Wei­
den, c) Hutungen, d) Streuwiesen genutzt wer­
den . . . Grünlandflächen, die für die Nutzung 
als Ackerland ungeeignet sind, (wer­
den) als absolutes Grünland bezeichnet . " Die 
gewählte Adjektive "ständig'' und "ungeeignet" 
sind vieldeutig und daher für unsere Zwecke 
nicht ausreichend. Klapp 2 spricht von Dauer­
wiesen und Dauerweiden nur insoweit, "als 
sie diesen Namen wirklich verdienen, also 
geborene s Grün 1 an d darstellen und nicht 
besser als Ackerland genutzt werden können", 
er versteht unter Dauergrünland im wesent­
lichen also nur absolutes Grünland, wobei 
offen bleibt, wie fakultatives Dauergrünland 
zu bezeichnen wäre. 

Nach Aereboe 3 bezeichnet man als Dauergrün­
land Bodenflächen, die mit Gräsern, Kleearten 
und Kräutern bestanden sind, und deren 
Pflanzenbestand regelmäßig zur Heu- und 
Grünfuttergewinnung abgeerntet oder durch 
Vieh abgeweidet wird. 

Nach der Bodenschätzung umfaßt das Grünland 
"die Dauergrasflächen, die in der Rege 1 
gemäht und beweidet werden. " 4 Er ­
gänzend heißt es dazu: "Bei der Feststellung 
der landwirtschaftlichen Kulturarten bleiben 
Nutzungen , die den n a tU 1'1 ich e n 
Ertragsbedingungen nicht entspre ­
chen, z. B . Ackerwiesen und Ackerweiden, 
unb e ril c k sieh tigt . " 4 

Auch diesen Erläuterungen mangelt es an 
klaren Definitionen, sie lassen einen breiten 
Auslegungsspielraum zu ("in der Regel" -
"natürliche Ertragsbedingungen"). 

Zur Durchführung der beabsichtigten Unter­
suchungen sahen wir uns daher gezwungen, 
die verwendeten Begriffe nach objektiven, 

1) "BeTrlebswlrtschoft11che Begriffe f\ir die landwirtschaftliche Buch­
fuluung und Beratung", Schriftenreihe des Houptverbondu der lond­
wlrtachof11ichen Buchsteilen und Sochverstcktdlgen e. V., Heft 14, 
4 Auflege, Beuei-Bonn 1959 
2) Klapp, E.: Futterbau und Grünlondnut~ung, 6. Auflege, Berlln/ 
Hornburg 1957 
3) Aereboe, Fr. : Allgemeine londwlrtschoftllche Atttrlebslehre, 
5. Auflogtt, Berlln 1920 
4) Durchfuhrungsbestlmmungen zum Bodenschötzungsgeset~, I. d. 
Fouung der Veröffentlichung Im BGBI. 111 1963, Folge 77, S. 88 ln : 
Das deutsche Bundesrecht, 199. Lieferung Juli 196<1 VII B 12g, S. 1 
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meßbaren Kriterien zu definieren. Dies 
geschah wie folgt: 

Dauergrünland: 
Mit Gras oder Kleegras bestandene Flächen, 
die länger als 5 Jahre ununterbrochen der 
Weide - oder Schnittnutzung gedient haben 
oder dienen sollen. 

Wechselgrünland: 
Mit Gras oder Kleegras bestandene Flächen, 
die bis zu 5 Jahren der Weide - oder 
Schnittnutzung dienen oder dienen sollen. 

Als absol u tes Dauergrünland bezeich­
nen wir nur diejenigen Wiesen und Weiden, 
die jetzt oder in absehbarer Zeit aus 
technischen Gründen nicht sinnvoll als Acker­
land bewirtschaftet werden können. Nach 
dieser Definition wären rd. 60o/o des Dauer­
grünlandes als absolutes Grünland anzu­
sprechen. 

Ergebnisse der Befragung 

In der Stichprobe wurden insgesamt 364 Par­
zellen mit 1 592 ha erfaßt. Von der Fläche 
waren 81% Dauergrünland und 19% Wechsel­
grünland. Diese Anteile entsprechen etwa 
den durch die Bodennutzungserhebung fest­
gestellten. 

Die Nutzung des Grünlandes 

Bod•nnul%ungserhebvng 1965 Grvnland·Stichprobe 1965/66 

~ 

V.echselg.Unland 20 w .. c~~•lg.Unland 
davon daven 
Gras %um Abm!lh•n 4 nur gemliht 
Klee und Kle~t;rao 7 g•mll~t und beweldet 
Gras 1um Abweiden 9 nur beweld•t 

Dauervrünland 80 Dou•rg.Unland 
davon davon 
Dauerwlue 1 26 "ur gemöht 
Dauerweide 2 54 gemäht und b•weldet 

I nur beweldet 

Grün land zuaomm•n 100 Grün land 1u1omm•n 

I) eonschii•BIIch unbedeut•nde Flächen an Streuwluen 
2) einschließlich Hutungen 

~ 

19 

s 
9 
6 

BI 

6 
22 
53 

100 

Weiterhin entspricht der in der Stichprobe 
ermittelte Anteil des nur beweideten Dauer­
grünlandes dem Anteil der Dauerweiden bei 
der Bodennutzungserhebung. Der Dauerwiesco­
anteil nach der Bodennutzungserhebung ent­
spricht dem Anteil der Summe des nur 
gemähten und des sowohl gemähten als auch 
beweideten Dauergrünlandes. Mit anderen 
Worten: von den in der amtlichen Statistik 
nachgewiesenen Dauerwiesen wird der weitaus 
größte Teil nicht nur zur Heu- oder Silage­
gewinnung geschnitten, sondern auch beweidet . 

Ähnliches gilt filr das Wechse1grünland, wenn­
gleich die in der Bodennutzungserhebung 

erfragten Klee- und Kleegrasflächen einen 
direkten Vergleich der Nutzungsarten nicht 
zulassen. Außerdem können sehr leicht die 
1965 bei der Bodennutzungserhebung noch als 
Klammerzusatz verwendeten Begriffe "Acker­
wiese" und "Ackerweide" zu einigen Mißver­
ständnissen bei den Auskunftspflichtigen ge­
führt haben. Diese Begriffe werden seit 1968 
nicht mehr verwendet . 

Nutzung und Bewirtschaftung 
des Dauergrünlandes 

Beim schleswig- holsteinischen Dauerg1iinland 
überwiegt bei weitem die Weidenutzung. Sie 
ist die billigste Nutzungsart, da mit den 
geringsten Werbungskosten belastet, und 
daher, soweit die Lage zum Betrieb, die 
Jahreszeit und die Trittfestigkeit des Bodens 
es zulassen, die betriebswirtschaftlich sinn­
vollste Nutzungsart. Daneben ist in den 
meisten Betrieben zur Winterfuttergewinnung 
eine Schnittnutzung eines Teils des Dauergrün- e 
landes notwendig, soweit nicht der Acker­
futterbau oder der Futterhackfruchtbau Winter­
futter liefern. 
Vom gesamten Dauergrünland werden 6% nur 
gemäht, 22o/o sowohl gemäht als auch beweidet 
und 53% nur beweidet. Gemessen am llandels­
düngeraufwand werden die nur gemähten 
Flächen am intensivsten bewirtschaftet. Diese 
reinen Mähflächen liefern fast sämtlich 
2 Schnitte Heu, Heu + Silage oder Silage allein. 
Den niedrigsten Stickstoffaufwand haben die 
Dauergrünlandflächen, die gemäht und beweidet 
werden. Teilweise dürfte es sich hier um 
Dauerwiesen mit hohem Grundwasserstand 
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Nutzung und Bewirtschaftung des Dauergrünlandes 
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(Niederungsmoor) handeln, die eine intensive 
Nutzung nicht zulassen. Die mit staatlicher 
Hilfe durchgeführte~ Grünlandmeliorisierungen 
lassen die nicht intensivierungsfähigen Dauer­
grünlandflächen allt~rdings von Jahr zu Jahr 
kleiner werden, so daß nur noch allgemeine 
betriebswirtschaftliche Gründe (Betriebsleiter­
einfluß, Kapitalbedarf etc.) einer Intensivie­
rung im Wege stehen. 

Die exakte Definition und Abgrenzung der 
Weidenutzungsarten ist wegen der Vielfalt in 
der Praxis schwierig. Die Übergänge zwischen 
den hier gewählten drei Arten Standweide, 
Umtriebs-/Koppelw<dde und Portionsweide sind 
fließend. Bei den Standweiden handelt es sich 
um Marschweiden zur Ochsenmast wie auch 
um Jungviehweiden, In Kleinbetrieben kann 
es sogar die einzige Grünlandparzelle sein, auf 
der die Milchkuh oder die Milchkühe während 
des ganzen Sommers gehalten werden. Von 
einer wirklich int('nsiven Nutzung kann nur 
bei den Portionsweiden und einem (kleinen) 
Teil der Umtriebs-/Koppelweiden die Rede 
sein. 

Die im Bild dargestellten Durchschnittswerte 
für den Düngemittelaufwand errechnen sich aus 
sehr unterschiedlichen Einzelwerten. Während 
einerseits eine Reihe von Parzellen weder 
mit Stickstoff noch mit Phosphorsäure oder 
Kali gedüngt werden - besonders bei den 
reinen Weiden - gibt es andererseits eine 
nennenswerte Zahl von Parzellen, die 200 kg 
und mehr Reinstickstoff je ha erhalten. Über­
wiegend bewegen sich die Aufwandmengen 
zwischen 30 und 120 kg N/ha. 

Bemerken.swert erscheint noch, daß 40o/o der 
reinen Mähflächen und noch 28% der reinen 
Weiden Stalldung erhielten. 

Nutzung und Bewirtschaftung 
• des Wechselgrünlandes 

Anders als beim Dauergrünland überwiegt 
beim Wechselgrünland die kombinierte Schnitt-/ 
Weidenutzung. Ein Viertel des Wechsel­
grünlandes wird nu1• gemäht und knapp 30% 
werden nur beweidet. Reine Standweiden gibt 
es beim Wechselgrünland kaum. Andererseits 
ist der Anteil der Portionsweiden höher als 
beim Dauergrünland. 

Gedüngt wi rd das Wechselgrünland im Durch­
schnitt stärker als das Dauergrünland. 
Während bei dem kombiniert genutzten 
Wechselgrünland ähnlich gedüngt wird wie 
beim Dauergrünland und auch die Spannen 
der Düngungsintensität ähnlich liegen (zwischen 
30 und 150 kg N/ha). zeigen sich bei den 
reinen Wechselweiden und dem nur gemähten 
Wechselgrünland andere Verhältnisse als beim 
entsprechend genutzten Dauergrünland. In bei-

Nutzung und Bewirtschaftung 
D- 3968 
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den Fällen ist die Schwankungsbreite in der 
Höhe der Düngung sehr hoch, besonders bei 
den reinen Mähflächen. Ein Teil dieser 
Flächen wird nur wenig oder gar nicht mit 
Stickstoff gedüngt, ein anderer Teil (fast ein 
Drittel) erhält 200 kg und mehr Reinstickstoff 
pro Hektar. Im ersteren Fall dürfte es sich 
um Kleeschläge, bei den stark gedüngten 
Parzellen um Gras oder Kleegrasbestände 
handeln. 

Stalldung erhält das Wechselgrünland nur 
selten; etwa ein Zehntel der in der Stichprobe 
erfaßten Fläche erhielt Stalldung. 

Schnitt- und Ernteverfahren 

Im Hinblick auf die vorzubereitenden Ernte­
messungen wurden auch die Schnitt- und 
Ernteverfahren der gemähten Flächen erfragt . 

Bei den Ernteverfahren überwiegt, wie aus 
den Bildern hervorgeht, die IIeubereitung, die 
Silagebereitung nimmt allerdings sowohl beim 
Dauer- wie auch beim Wechselgrünland ebenso 
einen nennenswerten Platz ein. . 
Der Grasschnitt erfolgt überwiegend mit dem 
Mähbalken. Auf einem weiteren Teil der 
Parzellen (Dauer- und Wechselgrünland zusam­
men) werden bei 2 Schnitten einmal der 
MähbalkenJ ein anderes Mal der Feldhäcksler 
eingesetzt. Ein etwa gleich großer Anteil 
wird ausschließlich mit dem Feldhäcksler 
gemäht . In diesen Fällen kann es sich nur um 
Silagebereitung handeln. 
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Schnittverfahren bei den gemähten Grünlandflächen 

Mllnbalken 84 % 

Mllhbalken und Feldhäc:ksler 9% 

Feldnöc:ksler 7% 

Diese Verhältnisse unterliegen allerdings 
mit fortschreitender Technik einem stetigen 
Wandel. 

Heuerträge der Stichprobenparzellen 

Bei der Befragung wurde versucht, für die 
Mähflächen der ausgewählten Betriebe, soweit 
sie der Heugewinnung dienten, die Heuerträge 
zu ermitteln. 

Für das Dauergrünland wurden am häufigsten 
Erträge zwischen 40 und 55 dz/ha des 
1. Schnittes und zwischen 15 und 30 dz/ha 
des 2. Schnittes genannt. Entsprechend den 
höheren Düngemittelgaben scheinen beim 
Wechselgrünland auch die Heuerträge durch­
schnittlich höher zu liegen. Die meisten 
Angaben liegen zwischen 40 und 65 dz/ha des 
1. Schnittes und zwischen 20 und 30 dz/ha 
des 2. Schnittes. 

Durchschnittsergebnisse wurden nicht berech­
net, da sie nicht mit den Ergebnissen der 
amtlichen Ertragsschätzungen vergleichbar 
wären und andererseits eine Durchschnitts­
berechnung allein für die reinen Mähflächen 
wegen der zu geringen Zahl der Fälle zu 
verzerrten Ergebnissen führen könnte. 

Ausblicke für zukünftige Erntemessungen 
auf Grünland 

Die dargestellten Ergebnisse unserer Sonder­
befragung lassen deutlieb werden, daß sich 

Erntemessungen auf Grünland nicht allein 
auf den gemähten Teil der Flächen beschrän­
ken dürfen, sondern auch die Weidenutzung 
einbeziehen müssen. Bereits die Ertrags­
feststellung auf den Mähflächen ist wegen 
der verschiedenen Erntemethoden technisch 
schwieriger als die Ertragsmessung bei 
Getreide, Kartoffeln oder Rüben. Soweit mit 
dem Mähbalken gemäht wird, können Stich­
proben aus dem Schwad genommen, gewogen 
und die dazugehörigen Flächen vermessen 
werden. Wird mit dem Feldhäcksler gemäht, 
müssen vorher Quadratmeterschnitte genom­
men werden. In jedem Fall muß ein Teil 
des Erntegutes im Labor auf Trockensubstanz­
gehalt, evtl. auch auf weitere Qualitäts­
merkmale hin untersucht werden. 

Weitaus größere technische und finanzielle 
Probleme stellen die Weideertragsermitt­
lungen. Zur Ermittlung der Weideerträge ist 
es erforderlich, für die ausgewählten Parzellen 
Weidetagebücher zu führen und außerdem die 
tierischen Leistungen (Fleischzuwachs, Milch­
leistung) zu erfassen. Wahrscheinlich sind 
diese Daten besser betriebsweise zu erfassen, 
statt für einzelne Parzellen. Auf jeden Fall 
wird es erforderlich sein, die ausgewählten 
Betriebe während der gesamten Vegetations­
periode laufend durch geschulte Fachk-räfte 
aufsuchen und betreuen zu lassen, um die 
erforderlichen Daten einwandfrei zu erhalten. 

Bei der heutigen Organisation der amtlichen 
Ertragsermittlungen lassen der hohe finan­
zielle Aufwand und das Fehlen geeigneter 
und spezieller Fachkräfte für den Außendienst 
objektive und umfassende Grünlandertrags­
messungen nicht zu. 

Dr. Matthias Sievers 

Bautätigkeit 1967 
Teil 2 

Im Teil 1 dieses Berichtes wurden die 
Baugenehmigungen und Baufertigstellungen 
während des vergangeneo Jahres behandelt. 
Die dort geschilderte Entwicklung war 
bestimmend für die Höhe des Bauüberhangs, 
die Ergebnisse ermöglichten darüberhinaus 
eine Fortsehreinung des Wohnungbestandes auf 
den 31. 12. des vergangeneo Jahres. 

Bauüberhang 

Alljährlich wird die Statistik der Baugenehmi­
gungen und der Ba'Ufertigstellungen durch eine 
Bauüberhangserhebung ergänzt, die eine Aus­
sage über den Bauzustand der genehmigten, 

jedoch noch nicht fertiggestellten Bauvorhaben 
gestattet. Der Überhang am Ende eines jeden 
Jahres ergibt sich aus dem Überhang des 
Vorjahres, wenn die Baugenehmigungen des 
laufenden Jahres hinzugezählt und die Fertig­
stellungen sowie die erloschenen oder stor­
nierten Bauvorhaben abgesetzt werden. Es 
ist also der Saldo zwischen den jährlich zum 
Bau genehmigten und den fertiggestellten 
Wohnungen, der in Verbindung mit dem Bau­
überhang des Vorjahres über die Höhe des 
neuen Bauüberhangs und über seine Verände­
rung entscheidet. 

Die Tabelle zeigt für die Jahre seit 1960 
zunächst ein ständiges Ansteigen der im Bau-
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Der Bauüberhang in Wohn- und Nichtwohngebäuden 1960 bis 1967 unterschiedlichen Raten von 7o/o und 13o/o 

Die Bauvorhaben waren 

Ins- davon 

Jahr 
gesamt Im Bau nach nicht 

befindlich unter noch nicht begonnen 
Dach unter Doch 

...__, 
Wohnungen 

1960 2Q 517 20 893 13 434 7 459 8 624 

1961 32 011 23 168 13 886 9 282 8 8.d3 

1962 34679 24 660 14 104 10 556 10019 

1963 37 645 28 308 17157 11 151 9 337 

1964 38 101 27 988 17 046 10 942 I 10113 

1965 37 453 26 381 16 884 9 497 
I 

11 072 

1966 35 115 24 357 15 128 9229 I 10 758 

1967 33 092 22 280 13 917 8 363 10 812 

überbang befindlichen Wohnungen bis 1964, 
bedingt durch ein ständiges Zurückbleiben 

• der jährlich fertiggestellten Wohnungen hinter 
den zum Bau genehmigten. In den letzten 
3 Jahren blieben jedoch die genehmigten 
Wohnungen hinter dem jährlichen Fertig­
stellungsergebnis zurück, so daß der Bau­
überhang von 38 101 Wohnungen im Jahre 1964 
auf 33 092 am 31. 12 . 1967 zurückging. Die 
Abnahme des "Bauvorrats" resultiert aus 
2 000 Wohnungen, die 1967 insgesamt mehr 
fertiggestellt (oder storniert) als genehmigt 
wurden. Die Abnahme um 2 000 Wohnungen 
tritt dabei ausschließlich in solchen Bau­
vorhaben in Erscheinung, die am Jahresende 
1967 noch im Bau befmdlich waren. Die Anzahl 
der Wohnungen in noch nicht begonnenen 
Bauvorhaben war am Jahresende 1967 dagegen 
sogar geringfügig größer als im Vorjahr. 

Bemerkenswert ist, daß diese Wohnungen in 
noch nicht begonnenen Bauvorhaben seit 1964 

•
- dem "Rekordjahr" im Wohnungsbau - einen 
ständig steigenden Anteil am gesamten Bau­
überhang ausmachen. Zumindest in den Jahren 
1966 und 1967 dürfte die konjunkturelle 
Situation und die mit ihr verbundenen Finan­
zierungsschwierigkeiten auf diese Entwicklung 
nicht ohne Einfluß gewesen sein. 

Mißt man den gesamten Bauüberhang 1967 am 
durchschnittlichen Fertigstellungsergebnis der 
letzten 3 Jahre, dann ergibt sich ein Bauvorrat 
von knapp 14 Monater. . Davon entfallen gut 40o/o 
auf noch abzuschließende Ausbauarbeiten. 

Ein etwas anderes Ergebnis erhält man, wenn 
man beim Bauüberhang nicht die Wohnungen, 
sondern den umbauten Raum betrachtet. Hier 
ergibt sich gegenüber 1964 im Wohnbau ein 
Rückgang um über 7o/o, im Nichtwohnbau um 
2lo/o. Die im Überhang befindlichen Wohnungen 
des Wohnbaus haben gleichzeitig von 37 875 auf 
33 081, also um knapp 13o/o abgenommen. Die 

erklären sich durch die erheblich gestiegene 
durchschnittliche Größe der Wohnungen. 

Wohnungsbestand 

In jedem Jahr wird mit Hilfe der Statistik 
der Baufertigstellungen der Bestand an Woh­
.rmngen fortgeschrieben. Im Augenblick basiert 
die Fortschreibungsreihe auf den Ergebnissen 
der Gebäudezählung 1961, eine neue Grundlage 
wird die Wohnungszählung 1968 liefern. Mit 
einer solchen Fortschreibungsreihe wird zwar 
die Entwicklung des Bestandes an Wohnungen 
zwischen den Totalzählungen hinreichend genau 
erfaßt, jedoch kann auf Großzählungen in 
gewissen zeitlichen Abständen aus den ver­
schiedensten Gründen nicht verzichtet werden . 

Wohnungsbestand om 31. 12. 1966 und 1967 

Sch1eswlg· Bundes· 
Holstein gebiet 

Bestand om 31. 12. 1966 ln 1 000 820,4 19 573,8 

Zugang 19671 ln 1 000 26,9 523,8 

Bestand am 31. 12. 1967 ln 1 000 847,2 20 097,7 

Antei l am Bundesgebiet ln '){, 4,2 100 

Zunahme du Bestandes ln '){, 3,3 2,7 

1) Zugang aus fertiggestellten Wohnungen und von ausländischen 
Streltkröften freigegebene Wohnungen abzügllch Abgang wegen Umbau, 
Abbruch, baupolizeilicher Spe"e usw. sowie wegen lnonapNchnohme 
durch auslllndlsche Streitkräfte 

So gibt die Tabelle wohl eine grobe Vorstellung 
vom vorhandenen Wohnungsbestand und seiner 
Veränderung, Rückschlüsse auf die Wohnungs­
versorgung der Bevölkerung sind jedoch nur 
bedingt möglich . Der Bestand erhöhte sich 
von (1966) 820 391 für die private Nutzung 
verfügbare Wohnungen auf 847 213. Damit ist 
1967 inSchleswig- Holstein der höchste relative 
Zugang an Wohnungen in allen Bundesländern 
zu verzeichnen. Daß es sich dabei um kein 
Zufallsergebnis handelt, beweist die Tatsache, 
daß auch bei einem Vergleich des Reinzugangs 
an Wohnungen in den Jahren 1962 bis 1967 
Schleswig-Holstein mit einer Zunahme von 
22,6% an der Spitze lag. 

Zu Vergleichszwecken kann der Bestand an 
Wohnungen je Einwohner berechnet werden und 
die Veränderung dieser sogenannten Ver­
sorgungsrate dargestellt werden. In Schleswig­
Holstein wurde 1967 ein Wohnungsbestand von 
339 Wohnungen je 1 000 Einwohner erreicht. 
Das entspricht einer "Belegung" von 2,95 Ein­
wohnern je Wohnung. Das angestrebte Ziel 
wird in Schleswig-Holstein auf eine Belegung 
von 2,8 Personen im Landesdurchschnitt be­
ziffert, dies entspricht einem Bestand von 
357 Wohnungen je 1 000 Einwohner. 
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Wohnungen je 1 000 Einwohner 

31. 12. Bundesgebiet Schleswlg-Holsteln 

1962 303 304 

1963 309 311 

1964 315 319 

1965 321 325 

1966 327 332 

1967 335 339 

Si~herlich ist eine solche Rechnung nicht ohne 
Aussagekraft, doch muß das Bild, das sie von 
den regionalen Unterschieden in der Wohn­
raumversorgung der Bevölkerung gibt, unter 
einigen Vorbehalten gesehen werden. Die 
Bezugszahl 11Wohnungen je Einwohner11 ist 
solange zu grob, wie nicht Grund zur Annahme 
besteht, daß die Wohnungen hinsichtlich ihrer 
Größe und Qualität vergleichbar sind und die 
Bevölkerung regional ähnlich strukturiert ist. 
Regionale Unterschiede in der Struktur der 
Haushalte und Strukturverschiebungen im Zeit­
ablauf können den Wohnungsbedarf bei gleicher 
Bevölkerungszahl so stark beeinflussen, daß 
auch bei gleicher Anzahl von Wohnungen je 
1 000 Einwohner die Wohnungsversorgung der 
Bevölkerung nicht gleich ist. Regional unter­
schiedlich wird z. B. auch die Bedeutung neu 
hinzugekommener Zweitwohnungen für die Ver­
sorgung sein; sie bedeuten nicht ohne weiteres 
eine Verbesserung der allgemeinen Wohnraum­
versorgung. Auch Wohnungen, die wegen völlig 
unzureichender Ausstattung, zu hoher Mieten 
oder ungünstiger Lage leerstehen, können bei 
dieser Fortschreibung nicht als solche aus­
gewiesen werden und machen damit die Beur­
teilung der Wohnungsversorgung unsicher. 
Fundiertere Aussagen werden erst nach 
Vorliegen der Strukturergebnisse der Woh­
nungszählung 1968 möglich sein. 

Sozialer Wohnungsbau 

Im Jahre 1967 wurden von der Wohnungsbau­
kreditanstalt des Landes Schleswig-Holstein 
öffentliche Mittel im Sinne des§ 6, 1, II. Woh­
nungsbaugesetz, für insgesamt 6 956 Wohnun­
gen bewilligt. Sieht man von den 604 Wohnungen 
ab, die in teilgeförderten Gebäuden oder in 
Nichtwohngebäuden Gegenstand der öffentlichen 
Förderungen waren, verbleibt für das ver­
gangene Jahr ein Förderungsergebnis von 
6 352 Wohnungen in vollgeförderten reinen 
Wohnbauten. 

Dieses Förderungsvolumen, das im Rahmen 
des mehrjährigen Wohnungsbauprogramms des 
Landes Schleswig-Holstein von 1967 - 1971 zu 
sehen ist, nimmt sich gegenüber dem Ergebnis 
von 1966 mit insgesamt 12 839 geförderten 
Wohnungen recht bescheiden aus. Dabei ist 

jedoch zu beachten, daß im Vergleichsjahr 
1966 Schleswig-Holstein außer Bremen das 
einzige Bundesland war, in dem der soziale 
Wohnungsbau noch einmal kräftig zugenommen 
hatte . Auf je 10 000 Einwohner bezogen belief 
sich das Förderungsergebnis 1966 in Schleswig­
Holstein auf 52 geförderte Wohnungen gegen­
über 25 im Bundesgebiet und erreichte auch 
1967 mit 28 Wohnungen je 10 000 Einwohner 
noch den Bundesdurchschnitt. Ein weiteres 
Absinken der im Rahmen des sozialen 
Wohnungsbaus geförderten Wohnungen infolge 
der angespannten Haushaltslage der öffent­
lichen Hand wurde 1967 durch das 1. und 2. 
Konjunkturprogramm der Bundesregierung 
vermieden, wobei diese Mittel in Schleswig­
Holstein zum größten Teil bereits in den 
Bewilligungen des Jahres 1967 ihren Nieder­
schlag gefunden haben. Zu erwähnen ist noch 
die 1967 in Schleswig-Holstein eingeleitete 
"Umschuldungsaktion11

, durch die vor dem 
31.12 . 1956 gegebene öffentliche Baudarlehen . 
zumindest zu einem Teil durch Kapitalmarkt­
mittel abgelöst werden sollen. Diese Maß­
nahme bringt zwar für die betroffenen älteren 
Sozialwohnungen Mieterhöhungen, doch sind 
diese durch Richtlinien des Ministeriums für 
Arbeit, Soziales und Vertriebene nach oben 
begrenzt . Im übrigen dürften sie - in An­
betracht des großen Gefälles in der Höhe der 
Belastung (Miete) zwischen den betroffenen 
älteren Sozialwohnungen und denen neueren 
Datums - sozialpolitisch nicht nur negative 
Aspekte haben. Die zusätzlichen Rückflüsse 
werden ab 1968 für die Fortführung des 
sozialen Wohnungsbaus in Schleswig-Holstein 
verwendet und ermöglichen - zusammen mit 
Mitteln des Landes und des Bundes - ein 
Förderungsvolumen von gut 6 000 Wohnungen 
jährlich. 

Bei einem längerfristigen Vergleich des Ge­
samtvolumens der öffentlich geförderten Woh- · 
nungen ist insbesondere auf Bundesebene zu 
beachten, daß speziell in den letzten Jahren ein 
ständig steigender Teil der Wohnungsbauförde ­
rung außerhalb des traditionellen öffentlich ge­
förderten sozialen Wohnungsbaus stattfindet . 
Es handelt sich hierbei um solche Wohnungen. 
die mit direkten finanziellen Hilfen aus öffent­
lichen Haushalten gefördert werden, die aber 
nicht öffentliche Mittel im Sinne des § 6, 
Abs . 1, II. Wohnungsbaugesetz sind. Im Rahmen 
dieses "sonstigen11 geförderten Wohnungsbaus 1 

wurden in Baden-Württemberg im Jahre 1967 
immerhin bereits mehr Wohnungen gefördert 

1)1n Schleswlg·Holsteln hondelt es sich dabei um Wohnungen, für 
die entweder Eigenmittel der Wohnungsbou~redltonstolt, Wohnungs• 
!Vrsorgedarlehen des Landu, Annultötuuschüue gemllß § 88, II. Woh· 
nungsbaugesetz, nichtöffentliche Mittel des Bundes oder Ml"el Im 
Rahmen der Förderung von Bewerbern mit höherem E ln~ommen gegeben 
wurden 
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als im eigentlichen öffentlichen sozialen 
Wohnungsbau. Im Bundesgebiet machte dieser 
Förderungstyp 1967 bereits 14o/o aller geför­
derten Wohnungen 2 aus, während er in 
Schleswig-Holstein mit 225 geförderten Woh­
nungen nur rund 3% erreichte. 

Die 1967 im Rahmen des öffentlich geförderten 
sozialen Wohnungsbaus 8 in Schleswig-Holstein 
geförderten 6 352 Wohnungen erforderten ein 
Finanzierungsvolumen von insgesamt rund 
335 Mill. DM. 

Finanz erungsquellen 
(in vollgeförde,.en reinen Wohnbauten) 

Lond 

Jahr 

• Schleswlg-Holsteln 
1958 

1962 
1963 
1964 

1965 
1966 
1967 

Bundesgebiet 
19581 

1962 
1963 
1964 

1965 
1966 
1967 

Flnon­
z lervngs-

mittel 

Von den Finonzlenmgsmltteln 
entfielen auf 

Ins- öffentliche 
Kopltol­

morkt­
mittel 

Sonstige 
Mittel gesornt Mittel 

1 000 DM 

284 185 41,4 29,2 29,4 

596 175 31,2 38,6 30,2 
466 980 34,5 39,0 26,4 
5n 935 33,9 40,5 25,6 

432 705 32,6 43,3 24, I 
623 125 35,4 42,2 22,4 
335 141 33,5 43,3 23,2 

5 691 308 45,5 23,2 31,3 

1001 3 400 25,8 45,2 28,9 
8 325 981 31,9 40,2 28,0 

11 672 737 32,8 40,2 27,0 

10 440 419 33,1 39,8 27,0 
7 857 064 32,6 40,7 26,7 
85n~7 24,2 49,6 26,2 

1) ohne Soorland Jedoc., elnschlle~llch Berlln (West) 

Die Tabelle zeigt die Zusammensetzung 

•
der Finanzierungsmi:tel (Gesamtherstellungs­
kosten) in den letzten 6 Jahren und für das 
Jahr 1958. Die Tendenz einer ständig 
steigenden Bedeutung des Kapitalmarkts für 
die Finanzierung des sozialen Wohnungsbaus 
hat sich auch 1967 fortgesetzt. 

1958 wurden im Bundesgebiet noch knapp 86% 
aller geförderten Wohnungen (in Schleswig­
Holstein sogar 91,5%) ausschließlich mit öffent­
lichen Baudarlehn gefördert, die zur Schlies­
sung von Finanzierungslücken zur Deckung 
der Gesamtherstellungskosten gegeben wurden. 
Der Anteil der öffentlichen Mittel an den 
Gesamtherstellungskosten war entsprechend 
hoch. 

2) Öffentlich geforderter Wohnungsbau einschileBlich "sonstiger" 
gefordert41r Wohnungsbau 
3) Die folgenden Ausführungen beschränken sich auf Wohnungen ln 
voll~;~eförderten reinen Wohnbauten 

Geförderte Wohnungen noch Förderungstypen 
(voll- und teil gefOrderte) 

Alle Souvorhoben zusammen 

davon gefordert durch 

Land Wohnungen 
Kapitol· 

obJekt· hllfen und Ins- Kopllol-
Jahr gesamt hllfen 

bezogene oblekt-
Belhilfen bezogene 

ollein ollein Belhilfen 
gemischt 

Anzahl " 
Schluwlg-Holateln 

1958 14 337 91,5 3,0 5,5 

1962 18 ()()() 57,9 2,6 39,5 
1963 13 123 50,8 1,2 48,0 
1964 13 398 57,4 0,0 48,6 

1965 9 335 34,7 65,3 
1966 12 839 32,4 67,6 
1967 6 956 24,4 75,6 

Bundesgebiet 
19581 294 828 85,6 6,7 7,7 

1962 284 460 13,9 14,1 72,0 
1963 214 358 ll,5 1,3 87,2 
1964 255 011 8,3 1,3 90,4 

1965 206 067 9,4 1,6 89,0 
1966 149 941 10,8 2,3 86,9 
1967 169 445 9,1 17,2 73,6 

1) ohne Soorland und Berlln (West) 

In den folgenden Jahren gewann die Förderung 
mit Hilfe "objektbezogener" Beihilfen - zum 
größten Teil in Verbindung mit öffentlichen 
Baudarlehen - mehr und mehr an Bedeutung. 
Dabei handelt es sich um Beihilfen zu den 
laufenden Aufwendungen (Kapital- und Bewirt­
schaftungskosten), nicht jedoch - wie bei den 
Kapitalhilfen - um Darlehen zur Deckung der 
Gesamtherstellungskosten. Deshalb wird bei 
diesen Beihilfen, die zur Erzielung von trag­
baren Mieten oder Belastungen zeitlich 
befristet gewährt werden, oft auch von einer 
Lastensubvention im Gegensatz zur Kapital­
subvention (öffentliches Baudarlehen) gespro­
chen. Eine Kombination beider Förderungs­
typen ist die sogenannte Mischförderung, bei 
der sowohl öffentliche Baudarlehen wie 
zusätzlich objektbezogene Beihilfen zu den 
laufenden Aufwendungen gewährt werden. 

Die Motive für dieses verstärkte Abgehen von 
der reinen Kapitalsubvention sind vielfältig. 
Eine wesentliche Rolle hat zweifellos die 
verbesserte Funktionsfähigkeit des Kapital­
marktes gespielt, die es überhaupt erst 
ermöglichte, ihn verstärkt zur Wohnungsbau­
finanzierung heranzuziehen. Ein wichtiger 
Faktor für das Abgehen von der reincnKapital­
subvention war sicherlich auch die angespannte 
Lage der öffentlichen Haushalte, die es eher 
gestattete, gemischt zu fördern oder auch von 
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einer Förderung durch öffentliche Baudarlehn 
ganz abzugehen und einer reinen Lasten­
subvention (objektbezogene Beihilfen allein) 
den Vorzug zu geben. In beiden Fällen haben 
zweüellos auch andere Vorzüge die Entschei­
dung begünstigt. Hier ist insbesondere das 
Problem der sogenannten 11 Fehlbelegung11 zu 
erwähnen. Mit diesem Terminus wird der 
Sachverhalt beschrieben, daß heute ein großer 
Teil älterer Sozialwohnungen von Personen 
bewohnt wird, deren Einkommen seinerzeit 
den Bezug der subventionierten Wohnung 
rechtfertigte, die heute jedoch wesentlich 
mehr verdienen. Dieser Entwicklung wird bei 
der reinen Kapitalsubvention hinsichtlich der 
Höhe der Miete keinerlei Rechnung getragen, 
da die Subvention lediglich objektbezogen ist, 
d. h. auf die Verbilligung der Kosten für die 
Wohnung abzielt und nicht auf die veränderten 
individuellen Verhältnisse des Wohnungs­
nutzers (Mieters oder Eigentümers) abgestellt 
ist. 

Dieser Nachteil der reinen Kapitalsubvention 
haftet zwar - jedenfalls im Prinzip - auch der 
Mischförderung und der reinen Lastensubven­
tion an, er tritt aber bei der in Schleswig­
Holstein praktizierten Form der Misch­
förderung 4 (für den durch die objektbezogene 
Beihilfe bewirkten Teil der Subvention) nur 
zeitlich befristet auf. Ist nämlich die Laufzeit 
der Lastensubvention abgelaufen, so ist im 
Bereich des Mietwohnungsbaues die höhere 4 

Finanzierungsmiete zu entrichten, die die 
kostendeckende Miete zum Zeitpunkt der 

4) Es handelt sich nler um eine nicht kapitalbezogene reine Auf· 
wendungsbelnllfe, die meist auf fünf Jahre befristet Ist. Kaplfalbeza· 
gene, sogenannte Annultötsntlfen, sind allerdings tellweise sa kan• 
strulert, daß ole eine dauamde Verbilligung bewirken 

Bewilligung der öffentlichen Mittel um den 
Betrag der Lastensubvention übersteigt. Ein 
relativ wenig verdienender Mieter würde 
z. B. zu diesem Zeitpunkt durch die erhöhte 
Miete wohngeldberechtigt oder, falls die Vor­
aussetzungen des Wohngeldgesetzes bereits 
vorher gegeben waren, Anspruch auf ein 
höheres Wohngeld haben. Auf der anderen 
Seite würde ein Mieter. dessen Einkommen 
während der Laufzeit der Beihilfe gestiegen 
ist, nur in Ansehung seines Einkommens zum 
Zeitpunkt des Wegfalls der Aufwendungs­
beihilfe wohngeldberechtigt sein. 

Die vorstehende Tabelle zeigt am Beispiel 
Schleswig-Holsteins und des Bundesgebiets die 
unterschiedlichen Wege, die bei der Förderung 
des sozialen Wohnungsbaus in den Bundes­
ländern begangen werden. So wurde in 
Schleswig-Holstein erst 1965 - im Jahr des 
lnkrafttretens des Wohngeldgesetzes - ver­
stärkt von der reinen Kapitalsubvention 
abgegangen, der Anteil der mit Kapitalhilfen A 
allein geförderten Wohnungen sank von 51,4% W' 
im Jahre 1964 auf 34, 7o/o 1965 ab, während 
zu diesem Zeitpunkt im Bundesdurchschnitt 
nur noch 9,4% der Wohnungen auf diesen 
Förderungstyp entfielen. Auch 1967 wurden 
in Schleswig-Holstein noch knapp ein Viertel 
aller öffentlich geförderten Wohnungen allein 
mit Kapitalhilfen gefördert, während im 
Bundesgebiet die Mischförderung einschließ­
lich der reinen Lastensubvention fast 91 o/o 
aller geförderten Wohnungen ausmachte, die 
reine Kapitalsubvention also fast schon 
bedeutungslos war. 

Besonders auffällig ist 1967 im Bundesgebiet 
das Hinaufschnellen des Anteils der reinen 
Lastensubvention von 2,3% ( 1966) auf über 17% 
der geförderten Wohnungen, für die also 
keine öffentlichen Darlehen zur Deckung 
der Gesamtherstellungskosten mehr gegeben 
wurden. Diese Entwicklung wurde hauptsäch- . 
lieh durch eine Umstellung des Förderungs­
programms in Nordrhein-Westfalen verursacht, 
das diesem Förderungstyp erstmals seit 
5 Jahren wieder breiteren Raum gab. Diese 
Substitution öffentlicher Baudarlehen durch 
1 0-12jährige Annuitätshilfen hat sich 1967 
auch im Anteil der öffentlichen Mittel an 
den Gesamtherstellungskosten niedergeschla­
gen. Die gewährten öffentlichen Baudarlehen 
erreichten 1967 nur noch 24,2% der Gesamt­
herstellungskosten ( 1966: 32,6%). während der 
Anteil der Kapitalmarktmittel durch die zur 
Finanzierung herangezogenen nachstelligen 
Hypotheken auf fast 50% anstieg. In Schleswig­
Holstein war dagegen 1967 nur ein schwaches 
Absinken des Anteils der öffentlichen Mittel 
zu verzeichnen, die nach wie vor rund ein 
Drittel der Gesamtherstellungskosten aus­
machten. 
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Der Bau einer Wohnung im sozialen Wohnungs­
bau wurde 1967 in Schleswig-Holstein mit 
durchschnittlich 52 761, -- DM veranschlagt. 
Das bedeutet eine E::-höhung der Kosten gegen­
über dem Vorjahr um gut 5o/o. Dieses Ergebnis 
überrascht etwas, da 1967 die veranschlagten 
reinen Baukosten aller genehmigten Bau­
vorhaben gegenüber dem Vorjahr nicht mehr 
weiter angestiegen sind. Der Grund dürfte 
im wesentlichen darin zu suchen sein, daß den 
Bewilligungen des Jahres 1967 überwiegend 
Antragsunterlagen des Jahres 1966 zugrunde­
lagen, bei denen der allgemeine Preisstop 
1967 noch nicht abzusehen war. Zu einem 
anderen Teil sind die erhöhten Baukosten 
je Wohnung sicher auf eine auch 1967 weiter 
verbesserte Ausstattung zurückzuführen wie 
auch auf eine - allerdings nur geringfügig von 
69 auf 71 qm - gestiegene Wohn.fläche. Wird 
die einen Vergleich störende unterschiedliche 

• Wohnungsgröße ausgeklammert, so ergeben 
sich 1967 für Schleswig-Holstein veranschlagte 
Gesamtherstellungskosten je qm Bruttowohn­
fläche von 745, -- DM gegenüber 785, -- DM 
im Bundesdurchschnitt. Dabei sind im Bundes­
gebiet die veranschlagten Gesamtherstellungs­
kosten der Sozialwohnungen der Entwicklung 
der veranschlagten reinen Baukosten aller 
zum Bau genehmigten Wohnungen gefolgt, sie 
betrugen 1966 noch 793, -- DM je qm. Abwei­
chend von Schleswig-Holstein - hier stieg die 
durchschnitthebe Wohnfläche 1967 noch gering­
fügig an - sind dje öffentlich geförderten 
Wohnungen im Bundesgebiet 1967 kleiner 
geplant worden . Ihre durchschnittliche Wohn­
fläche nahm von 77 qm auf 76 qm ab . Dieses 
Ergebnis ist in engem Zusammenhang mit der 
unterschiedlichen Entwicklung des Anteils der 
Eigentumsmaßnahmen am gesamten Förde­
rungsvolumen zu sehen. Während 1967 in 

• Schleswig-Holstein der Anteil der Eigentümer­
und Eigentumswohnungen an den insgesamt 
geförderten Wohnungen von 29o/o (1966) auf 31% 
1967 zunahm, ging der Anteil dieser im 
Vergleich zu den Mietwohnungen recht großen 
Wohnungen im Bundesdurchschnitt von 31% auf 
25% zurück. Bemerkenswert ist, daß speziell 
der Anteil der Eigentumswohnungen in Mehr­
familienhäusern inSchleswig-Holstein von 1,6% 
1966 auf 4,4o/o gestiegen ist, während er im 
Bundesgebiet von 6,3% auf 3,5% rückläufig war. 

Kostenmieten weiter steigend 

Die bereits seit Jahren zu beobachtende 
Erhöhung der Kostenmieten hat sich auch 1967 
fortgesetzt . Die Statistik liefert Mietangaben 
für Mietwohnungen in vollgeförderten reinen 

5) Die folgenden Ausfünrungen beschränken slcn ouf Wohnungen in 
vollgeförderten reinen Wohnbauten 

Mehrfamilienhäusern, die in Schleswig-Holstein 
wie im Bundesgebiet rund 70o/o aller Wohnungen 
in vollgeförderten reinen Wohnbauten aus­
machen. Bei diesen Mieten handelt es sich um 
die zum Zeitpunkt der Bewilligung der öffent­
lichen Mittel genehmigten - die laufenden Auf­
wendungen deckenden - Mieten, die im Augen­
blick für Schleswig-Holstein durch Erlaß des 
Ministeriums für Arbeit, Soziales und Vertrie­
bene vom 26. 10.1967 auf maximal 3,20 DM 
je qm begrenzt sind. Diese Höchstgrenze 
mußte in Schleswig-Holstein seit 1963 dreimal 
heraufgesetzt werden, da es bei dem für den 
Wohnungsbau zurVerfügungstehenden Volumen 
an öffentlichen Mitteln nicht möglich war, 
mittels Verbilligung der Kapitalkosten durch 
öffentliche Förderung den mietsteigernden 
Effekt rasch wachsender Bau- und Bewirt­
schaftungskosten voll auszugleichen. Andern­
falls hätten je Wohnung soviel öffentliche 
Mittel gewährt werden müssen, daß bei den 
begrenzt zur Verfügung stehenden Haushalts­
mitteln nur entsprechend weniger Wohnungen 
hätten öffentlich gefördert werden können. 
Außerdem ist - zumindest seit 1965 - die 
effektive Mietbelastung der Bewohner solcher 
Sozialwohnungen jedenfalls in den Fällen 
erheblich niedriger anzusetzen, bei denen 
die Bedingungen für die Gewährung von Wohn­
geld gegeben sind. 

Die folgende Tabelle zeigt die Steigerung der 
Kostenmieten seit 1962 für Schleswig-Holstein 
und das Bundesgebiet . Für den gesamten Zeit­
raum ergibt sich eine Mieterhöhung von gut 
52o/o in Schleswig-Holstein und etwas mehr als 
57% im Bundesdurchschnitt. 

Durchschnittsmieten der Mietwohnungen 
in vollgeförderten reinen Mehrfamilienhäusern 

Schleswlg-Holsteln Bundesgebiet 
Johr 

DM 

1962 1,85 1,87 

1963 1,97 2,03 

1964 2,29 1,12 

1965 2,67 2,37 

1966 2,74 2,68 

1967 2,82 2,94 

Die Bestimmungsgründe dieser Entwicklung 
aufzuzeigen, nämlich die Steigerung der Bau­
kosten, der Kapitalkosten und der Bewirt­
schaftungskosten eben dieser Mietwohnungen 
nachzuweisen, ist leider nur mit erheblichen 
Einschränkungen möglich. So lassen sich die 
auf den qm Bruttowohnfläche bezogenen veran­
schlagten Gesamtherstellungskosten nur für 
alle Wohnungen in Mehrfamilienhäusern nach­
weisen und nicht für Mietwohnungen getrennt. 
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herstellungskosten zu berechnen. Auch die 
objektbezogenen Beihilfen liegen lediglich für 
alle öffentlich geförderten Wohnungen ins­
gesamt vor, so daß ihr Einfluß auf die Kosten­
mieten der Mietwohnungen in Mehrfamilien­
häusern nicht mit vertretbarer Genauigkeit 
abzuschätzen sind. Bekannt ist hier lediglich, 
daß in Schleswig-Holstein z. B. im Jahre 1967 
knapp 0,50 DM an Aufwendungsbeihilfe auf den 
Quadratmeter Wohnfläche aller öffentlich ge­
förderten Wohnungen entfiel, während dieser 
Betrag 1967 im Bundesgebiet rund das Doppelte 
ausgemacht haben dürfte . Dieses Verhältnis 
im Jahre 1967 hängt wiederum mit der bereits 
erwähnten Umstellung des Förderungspro­
grammes in Nordrhein-Westfalen zusammen, 
die - wie die folgende Tabelle zeigt - auf der 
anderen Seite ein starkes Absinken der öffent­
lichen Baudarlehen je qm Wohnfläche im 
vergangeneo Jahr im Bundesgebiet verursacht 
hat. 

Diese Mietwohnungen, auf die sich die angege­
benen Mieten beziehen, machen allerdings in 
Schleswig-Holstein wie im Bundesgebiet rund 
96% aller Wohnungen in Mehrfamilienhäusern 
aus, so daß der Fehler kc;turn ins Gewicht 
fallen dürfte. 

Die Tabelle zeigt die Entwicklung der Gesamt- e 
herstellungskosten und der öffentlichen Bau­
darlehen je qm Wohnfläche in Mehrfamilien­
häusern des Sozialwohnungsbaus, also zwei 
für die Höhe und Veränderung der Kostenmiete 
wesentliche Faktoren. Zu erwähnen ist noch, 
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Die laufenden Aufwendungen und damit die 
Kostenmieten hängen jedoch nicht nur von den 
Baukosten ab, sondern im Zusammenhang mit 
diesen auch von den Kapitalkosten und darüber 
hinaus von den Bewirtschaftungskosten. 

Herstellungskosten im sozialen Wohnungsbau 

Dabei sind die Bewirtschaftungskosten, die 
unter Umständen länderweise erheblich düfe­
rieren können und ohne Zweüel in den letzten 
Jahren auch nicht unwesentlich gestiegen sind, 
statistisch nicht nachzuweisen. Auch die 
Kapitalkosten und ihre Entwicklung im Zeit­
ablauf sind nur behelfsweise über die 
gewährten öffentlichen Baudarlehen je qm 
Wohnfläche im Zusammenhang mit der Ent­
wicklung der Baukosten abzuschätzen, Beson­
ders. unbefriedigend ist, daß es anhand des 
vorliegenden statistischen Materials nicht 
möglich ist, etwa regional unterschiedliche 
Anteile des Eigenkapitals an den Gesamt-

196? 
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Durchschnittskosten in vollgeförderten reinen Mehrfami I ienhöusern 

Jahr 

1962 

1966 

1967 

Veri:inderung 1967 zu 1962 in % 

Schleswlg-Holotein 

Gesamtherstellungskosten 
I• qm ln DM 1 

515 

664 

689 

+ 34 

Öffentliche Mittel 
le qm in DM

2 

198 

256 

2.:16 

+ 24 

1l ohne Flllle, in denen keine Grunderwerbskosten entstanden sind (Erbpacht u. ö.) 
2)1ür Mehrfomi1ienhäuser mit Grunderwerbskosten und Erbpocht 
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Bundesgebiet 

Gesamtherstellungskosten 
le qm ln DM 1 

546 

743 

744 

+ 36 

Öffentlich" Mittel 
le qm in DM2 

163 

271 

194 

-+ 19 

• 
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daß die in der vor1gen Tabelle dargestellten 
veranschlagten und genehmigten Kostenmieten 
nach Wegfall der objektbezogenen Beihilfen 
um den Betrag dieser Beihilfen steigen 
werden, soweit es sich dabei um Beihilfen zu 
den laufenden Aufwendungen handelt, die ledig­
lich eine befristete Verbilligung der laufenden 
Aufwendungen bewirken, wie es z . B. in 
Schleswig-llolstein bei den reinen Aufwen­
dungsbeihilfen der Fall ist . Bei den objekt­
bezogenen Beihilfen im Bundesgebiet handelt 
es sich dagegen speziell 1967 zu einem erheb­
lichen Teil um kapitalbezogene Annuitätshilfen, 
die eine dauernde Verbilligung der Mieten und 

Lasten bewirken. Die zu erwartende Miet­
erhöhung nach Wegfall befristeter Aufwen­
dungsbeihilfen dürfte deshalb für die 1967 
genehmigten Durchschnittsmieten in Schleswig­
Holstein wie im Bundesgebiet eine ähnliche 
Größenordnung erreichen, obwohl die auf einen 
Quadratmeter entfallende objektbezogene Bei ­
hilfe aus den erwähnten Gründen im Bundes­
gebiet 1967 wesentlich höher war als in 
Schleswig-Holstein. 

Oipi.-Volksw. Günter Kornetzky 

Vergletcne auch den Tell 1 dluu Aufsatzes ln Stot. Monotsh. S.-H. 
1968, S. 230 (Oktober) 

Die veranlagten Einkommen und ihre Besteuerung 
im Jahre 1965 

Nach den ersten vorläufigen Auswertungen 
stützt sich das Ergebnis der Einkommen­
steuerstatistik für 1965 in Schleswig-Holstein 
auf die Auswertung von 182 000 Veranlagungs­
durchschriften , Damit hat sich die Zahl der 
veranlagten SteuerpJlichtigen gegenüber 1961 
um nicht weniger als 36 000 erhöht, was einer 
Zunahme um fast ein Viertel entspricht . Ein 
derartig starkes Anwachsen der Einkommen­
steuerpflichtigen ist seit Kriegsende zwischen 
zwei Erhebungszeitpunkten bisher nicht beob­
achtet worden. Die Veranlagungsdichte (Ver-

anlagte auf 1 000 Einwohner) erreichte mit 75 
ihren bisher höchsten Stand. 1961 waren auf 
1 000 Einwohner 63, im Jahre 1950 sogar 
nur 56 zur Einkommensteu er Veranlagte ent­
fallen. - Über die beschränkt Steuerpflichtigen 
und die Verlustfälle liegen bisher genaue 
Angaben noch nicht vor . Die im folgenden 
behandelten Ergebnisse beziehen sich daher 
nur auf die 177 000 unbeschränkt Steuer­
pfiichtigen, die mit positivem Einkommen 
veranlagt worden sind. 

Oie mit Einkommen veranlagten unbeschränkt Steuerpflichtigen, ihr Einkommen und ihre Steuerschuld 

Steuerschuld 

Steuerpflichtige 
Gesamtbetrog 

Einkommen 
Jonr der E lnkünfte ln "du 

ln 1 000 Mlll. DM 
Mlll. DM 

1950 139,7 750,2 

1954 138,9 978,9 

1957 130,6 1 446,6 

1961 142,3 2 409,9 

1965 1n,1 3 714,5 

Vercinderung 1965 g&ljenüber 1961 ln " + 24 + 54 

außerdem (geschlitzt) 900 be•ck-linkt SteuerpAicntlge und 4 200 Verlustflllle 

Das Ergebnis der Statistik ist ferner durch 
die Erhöhung des Gesamtbetrages der Ein­
künfte auf 3, 7 Mrd. DM gekennzeichnet. Das 
entspricht einem Zuwachs von 54% gegenüber 
dem Jahre 1961. Die Entwicklung geht grund­
sätzlich auf zwei verschiedene Ursachen 
zurück. Erstens hat sich zwischen 1961 und 

Mlll. DM Gnomtbetrogu 
der E lnkünfte 

665,8 114,7 15,3 

838,2 141,2 14,4 

1 242,0 222,4 15,4 

2 104,8 426,8 17,7 

3 204,4 657,5 17,7 

+ 52 + 54 

1965 die wirtschaftliche Aktivität erheblich 
vergrößert, was zwangsläufig zu höheren 
Einkünften geführt hat. Zweitens wirken sich 
die steuerlichen Bestimmungen aus , die von 
einer bestimmten Einkommenshöhe an auch 
für Einkünfte, deren Besteuerung im Quellen­
abzugsverfahren durchgeführt wird, eine Ver-
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Die Einkünfte der mit Einkon-men veranlagten unbeschränkt Steuerpflichtigen noch den sieben Einkunftsarten 

Fälle ln 1 000 

1961 1965 

E lnkünfte aus 

1. Land- und Forstwirtschaft 20,2 20,2 

2. Gewerbebetrl"b 69,5 72,7 

3. selbständiger Arbeit 11,7 14,3 

4, nichtselbständiger Arbeit 57,8 102,8 

5. Kapi tolvermögen 19,3 28,9 

6. Vermietung und Verpachtung 32,5 31,2 

7. sonstigen Einkünften 12,8 19,7 

Summe der positiven E lnkünfte 223,7 289,6 

Ausgeglichene Verlu5te 

G .. amtb•trog der Einkünfte 142,3 177,1 

anlagung bindend vorschreiben. Zu nennen ist 
hier die Vorschrift des § 46 EStG, wonach 
unter anderem Ehegatten, die beide Einkünfte 
aus nichtselbständiger Arbeit erzielen, zu 
veranlagen sind, wenn ihr zu versteuernder 
Einkommensbetrag insgesamt 16 000 DM über­
schreitet. Aber auch dann, wenn nur ein 
Ehegatte lohnsteuerpflichtig ist, oder bei 
Alleinstehenden kommt es infolge des ständig 
steigenden Lohnniveaus häufiger zu Veranla­
gungen als früher, da generell Steuerpflichtige 
mit einem Gesamteinkommen von mehr als 
24 000 DM zur Abgabe einer Einkommen­
steuererklärung verpflichtet sind, wobei es 
ohne Bedeutung ist, aus welcher Quelle die 
Einkünfte stammen. Die Entwicklung wird sich 
in Zukunft fortsetzen, wenn nicht die steuer­
lichen Bestimmungen den Veränderungen des 
Lohnniveaus angepaßt werden. 

Es braucht nicht besonders betont zu werden, 
daß sich die Aussagefähigkeit der Statistik 
über das Gesamtergebnis und über die Ein­
künfte aus nichtselbständiger Arbeit mehr 
und mehr auf fiskalische Zwecke beschränken 
muß, sofern nicht eine exakte Zusammen­
führung mit den Ergebnissen aus der Lahn­
steuerstatistik und die Ausscheidung von 
Doppelzählungen herbeigeführt wird. Ohne 
diese Bereinigung wird der wirtschaftliche 
Aussagewert des Gesamtergebnisses immer 
geringer werden. 

Unter den sieben Einkunftsarten sind die 
Veränderungsraten für die Einkünfte aus nicht­
selbständiger Arbeit am größten. Die Zahl 
der Fälle erhöhte sich sprunghaft auf 103 000 
und ist damit die bei weitem höchste von allen 
Einkunftsarten. Oie Fälle mit Einkünften aus 
Gewerbebetrieb nahmen demgegenüber nur 
um 5o/o zu und rangieren nun an zweiter Stelle. 
Hinsichtlich der Beträge sind die Einkünfte 
aus Gewerbebetrieb zwar nach wie vor mit 
1, 7 MI d . DM am größten, der Abstand zu den 

Veränderung 
Beträge ln Mlll. DM 

Veränderung 
Beträge ln% 

ln% 
1961 1965 

ln% 1961 1965 

- 0 183,6 227,6 + 24 7 6 

+ 5 1 302,9 1 691,2 + 30 52 44 

+ 22 231,5 358,1 + 55 9 9 

+ 78 635,5 1 405,6 + 121 25 36 

+ 50 53,3 84,4 + 58 2 2 

- 4 86,4 94,9 + 10 3 2 

+ 54 8,8 19,2 + 117 0 0 

+ 29 2 502,0 3 881,0 + 55 100 100 

92,1 166,6 + 81 

+ 24 2 409,9 3 714,5 + 54 

Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit ist 
aber spürbar geringer geworden. Zusammen 
machen die Einkünfte aus Gewerbebetrieb und 
nichtselbständiger Arbeit nunmehr 80o/o aller 
erfaßten Einkünfte aus. Weitere 9o/o entfallen 
auf die Einkünfte aus selbständiger Arbeit. Oie 
Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft 
nahmen nur um 24'7o zu. Ihr Anteil an allen 
Einkünften verminderte sich damit auf 6'7o . 
Oie übrigen Einkünfte (aus Kapitalvermögen, 
aus Vermietung und Verpachtung, aus sonstigen 
Einkünften) spielen im Vergleich zu den 
"echten" Arbeitseinkünften nur eine unter­
geordnete Rolle. 

Für die Entwicklung des Steueraufkommens ist 
die Tarifänderung von Bedeutung, die durch 
das Steueränderungsgesetz 1964 mit Wirkung 
vom 1. 1. 1965 in Kraft trat. Aus ihr ergibt 
sich gegenüber dem alten Steuertarif eine 
Abschwächung der Progression in der unteren 
Progressionszone und eine Senkung des 
Steuersatzes .in der Proportionalzone von 20o/o 
auf 19'7o. Die prozentuale Zunahme der Steuer­
schuld von 1961 auf 1965 ist daher insgesamt 
nicht höher. als die prozentuale Zunahme des 
Gesamtbetrages der Einkünfte, obwohl viele 
Steuerpflichtige in höhere Einkommensklassen 
aufgerückt sind. Wie aus der ersten Tabelle 
zu entnehmen ist, betrug die steuerliche 
Belastung der Einkünfte im Jahre 1965 
durchschnittlich 17,7o/o. Im Jahre 1961 waren 
auf den Gesamtbetrag der Einkünfte im Durch­
sehrritt ebenfalls 17, 7o/o an Einkommensteuer 
zu entrichten. Durch die gezielte Tarifänderung 
ist also die Belastung des Gesamtbetrages der 
Einkünfte im Jahre 1965 auf den Stand von 1961 
zurückgeführt worden. 

Weitere Ergebnisse aus der Einkommensteuerstatistik 1965 
werden ~eröffentlicht, sobald endgültige Angeben vorliegen. 

Oip/.-Volksw. Klaus Scheithauer 

Vergleiche auc:h: "Die veranlagten Einkommen ln Sc:hl.,swlg-Hol•teln 
1961" ln Stat. '-'onotoh. S.-H. 1965, S. 31 (Februar) 
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STATISTISCHE MONATSHEFTE SCHLESWIG-HOLSTEIN 
V 6458 E 20. Jahrgang Rett 12 Dezember 1968 

Schleswig-Holstein 1m Zahlenspiegel 

Monacs- und Vierteljahreszahlen 
1958 1967 1967 1968 

Monate-
August Sept. Okt. Juli Auguat Sept. Okt. Du rehschnitt 

Bevölkerung und Erwerbstätigkeit 

• BevOikerungsstand (Monatsende) 1 000 2 267 2 487 2 495 2 496 2 497 2 519 ... ... . .. 
NatOrliche BevOikerungsbeweeung 

• Eheschließungen 
11 Anzahl 1 654 I 687 2 753 1 369 1 400 I 821 2 900 ... ... 

• Je I 000 Einw. und I Jahr 8,8 8,1 13,0 6,7 6,6 8,5 13,8 ... . .. 
• Lebendgeborene 2 ) Anzahl 2 867 3 779 3 766 3 631 3 619 3 661 3 600 ... . .. 

• • 
3 

jl! I 000 Einw. und 1 Jahr 15,2 18,2 17,8 17,7 17,1 17,1 16,8 ... ... 
•Gestorbene ) (ohne To•.geborenu) Anzahl 2 173 2 463 2 303 2 408 2 532 2 373 2 467 ... . .. 
• J" I 000 Einw. und I Jahr 11,5 11,9 10,9 11,7 11,9 11,1 11,5 ... . .. 
• darunter im ersten Leben .. jahr Anzahl 93 71 76 78 70 64 74 ... . .. 
• JC 1 ooo Lebendgeborene 32,6 18,7 20,2 21 ,5 19,3 17,5 20,6 ... . .. 
*Ceburtenüberschuß Anzahl 694 I 316 1 463 1 223 1 087 1 288 I 133 ... ... 
• je 1 000 Einw. und I Jahr 3,7 6,3 6,9 6,0 5,1 8,0 5,3 ... . .. 

Wanderongen 

•Ober die Landesgrenze Zugezogene 6 523 7 406 7 192 7 291 9 131 8 842 ... ... ... 
•Ober die LandesgrenzE Fortgezogene 6 263 6 455 6 094 7 238 8 751 6 280 ... ... . .. 
•wanderungsgewinn bzw. -verlusl (·) 260 951 I 098 53 380 2 562 ... ... ... 
•Binnenwanderung () 9 666 10 608 10 353 10 783 12 826 11 183 ... ... . .. 

Wanderungsfälle Anzahl 22 452 24 469 23 639 25 312 30 708 26 285 ... ... ... 
je I 000 Einw. und I Jahr 170 169 161 176 205 175 ... ... ... 

Arbeitslaee 
•Arbeitslose I 000 50 22 15 15 18 9 8 8 9 

daruntl!r •Mdnner I 000 31 16 10 10 12 6 ~ 5 5 

Offene Stellen I 000 5 10 II 10 9 16 18 16 15 
daJ"Unte r filr :\~Inner I 000 3 4 5 5 4 8 8 8 8 

Landwirtschaft 

Viehbestand 

•Rindvieh (einschl1eßl1c'1 Kälber) I 000 1 J29a I 39~: . 
darunter • &Ulchldhe 1 000 426

8 
513 

*Schweine I 000 1 2798 
I 752

8 
I 831 1 781 

daruntf'r •Zuchtsa Jen I 000 126
8 

180
8 

189 175 
da runter *träc·htig I 000 77

8 lila 116 105 

Schlachtuneen von Inlandtieren 51 

*Rinder (ohne Kälber) 1 000 St. 14 29 35 37 48 29 33 38 52 
*Kälber I 000 St. 5 4 3 2 3 3 3 2 2 
•Schweine 1 000 St. 81b 16;c 161 164 181 173 180 185 186 

darunter Hauaschlichtungen 1 000 St. 15 II 3 3 7 3 2 3 8 

•Gesamtsch1achtgewi cht 
6 

aus gewerblichen Schlachtungen ) 1 000 t 9,3 20,8 22,2 23,1 27,2 21,8 23,4 25,8 29,3 
darunter 

*Rinder (ohne Kälbn) I 000 t 3,0 6,7 7,8 8,6 I 1,5 6,5 '1,3 9,0 12,8 
• Schweine I 000 t 5 ,9 13,8 14,1 14,3 15,5 15,0 15,8 16,4 16,4 

Durchschnittliches Schlachtgewicht filr 
Rinder kg 223 235 223 235 244 230 226 23'1 252 
Kälber kg 49 58 57 56 54 58 61 58 57 
Schweine kg 89 89 89 89 89 88 89 90 91 

Milcherzeugung 

•KuhmUcherzeugung I 000 t 142 178 IGI 117 112 202 165 117 112 
darunter • an !\lolk••re!en geliefert ,. 87 90 92 90 88 93 92 90 89 

• Milchleistung je Kuh urd Tag kg 10,8 11,5 10,2 7,7 7,1 12,7 10,4 7,6 7,1 

•) wird von allen Statlstiac~cn Land<'alimtern im "Zahlenapiegel" verOffenUicht 
I) nach dem Er<"ignisort 2) nach der Wohngemeinde der Mutter 3) nach der Wohngemeinde dea Veratorbenen 4) innerhalb dee 
Lnndes umgezogene Personen, ohne UmzUge innerhalb der Gemeinden 5) gewerbliche und Haueschlachtungen 6) e:tn.chließlich Schlacht-
rette, Jedoch ohne lnnere1er. a) Dezember b) Winterhalbjahr 1958/59 ~ 25 c) WinterhalbJahr 1967/68 • 18 



noch: Monats- und Vierceljahreszahleo 
1958 1987 1967 1968 

Monats-
August Sept. Okt. Juli August Sept. Durchschnitt Okt. 

Industrie und Handwerk 

Industrie 7l 

*Beschllltigte (elnscblleßlich tätiger l:nhaber) 1 000 164 171 172 172 172 1'15 177 179 ... 
darunter *ArbeUer8) 1 000 136 132 132 132 133 134 135 137 ... 

*Geleistete Arbeiterstunden S) 1 000 24 439 21 114 19 951 20 936 22 232 21 261 20 909 22 227 ... 
*Löhne (Bruttosumme) Mill. DM 53,1 102,6 109,7 102,9 102,7 119,6 118,9 113,5 ... 
•Gehälter (Bruttosumme) Mill. DM 16,5 43,7 43,4 42,8 42,8 49,6 49,1 48,4 ... 
!IIKohleverbrauch 1 000 t SKElO) 74 43 38 37 50 43 41 41 ... 
*Gasverbrauch 1 000 m 

s 11 858 10 901 12 216 11 808 ll 516 11923 10 <168 10 167 ... 
* Heizölverbrauch I 000 t 31 79 71 77 90 74 73 74 ... 
•Stromverbrauch Mlll. kWh 72 128 125 130 139 133 132 137 ... 
*Stromer~:eugung 

(gesamte industrielle Eigenerzeugung) Mill. kWh 21 40 38 38 45 39 39 38 ... 
*Umsatz11) Mill. DM 479 813 739 845 868 933 870 919 ... 

darunter *Auslandsumsatz Mill. DM 65 107 81 103 108 150 118 99 ... 

Produktionsindex 1958 .. 100 100 143 127 148 155 144 143 165 ... 
Steine und Erden 100 160 187 204 186 189 200 213 ... 
Eisen-, Stahl- und Temperguß 100 117 94 117 126 105 108 138 ... 
S<:hnittholz und Sperrholz 100 90 86 94 93 9<1 96 96 ... 
ZellstoU, Papier und Pappe 100 136 133 189 146 144 HG 160 ... 
Gummi- und Asbestwaren 100 190 140 188 193 255 208 304 ... 
Wasserlahrzeuge 100 91 74 88 95 79 73 93 ... 
Maschinenbauerzeugnisse 100 136 106 128 145 127 109 l58 ... 
Elektrotechnische ErzeugniAse 100 145 133 162 170 156 148 203 ... 
Feinmechanirlche und optische Erzeugn.tase 100 189 158 220 214. 156 162 220 ... 
Eisen-, Blech- und Metallwaren 100 177 161 184 186 148 163 189 ... 
Leder 100 16 11 9 14 5 8 12 ... 
Schuhe 100 82 87 99 97 89 89 89 ... 
Textilien 100 82 54 86 95 93 88 92 ... 
Bekleidung 100 110 103 120 122 93 114 137 ... 
Fleisch und Fleischererzeugnisse 100 192 160 198 207 186 216 227 ... 
Fisch und Fischerzeugnisse 100 150 125 154 175 lOS 133 170 ... 
Milcherzeugnisse 100 149 115 95 90 160 118 82 ... 

außerdem Produktionsindex Illr das Bauhauptgewerbe 100 150 149 167 164 159 158 172 ... 

Handwerk (Meßzille.rnl 121 

*Besoh!l.fUgte (Ende des Vierteljahres) 30.9.1962=100 97 99 100 ... 
•Umsat:t Vj. -D 1962=100 125 128 119 ... 

darunter *HaDdwerksumsab Vj. -D 1962= I 00 129 134 122 ... 

Öffenrliche Energieversorgung 

* Stromerzeugung (brutto) Mill. kWh uo 166 124 94 146 130 1<17 193 ... 
Stromverbrauch (einschließlich Verluste) Mill. kWh 143 322 304 3!4 344 324 329 348 ... 

• Gasel'zeugung (brutto) Mlll. cbm 17 24 17 19 24 lß 12 13 . .. 

*) wird von allen Statistischen Landesämtern im "Zahlenspiegel" veröUentllcllt 
'I) Betriebe mit im allgemeinen 10 und mehr Beschältigten; ohne 6ITentliche Werke und ohne Bauindustrie 8) einschließlich gewerblicher 
Lehrlinge 9} einschließlich Lehrlingsstunden 1 0) eine t SteinkohleeinheU (SKE) = 1 t Steinkohle, -koks oder -bril<etts = 1,5 t Braun-
kohlenbrlketts = 3 t Rohbraunkohle 11) einschließlich Verbrauchsteuern sowie .Reparaturen, Lohn- und Montagearbeiten, aber ohne Umsatz 
an Handelswaren 12) ohne handwerkliche Nebenbetriebe 



noc hM : d v· 1erte onats. un fahr zahl es en 
1958 1967 1967 1968 

Monate- August Sept. Olrt, JuU Aupat Sept. Olrt. Durchschnitt 

Bauwirtschaft und Wohnungswesen 

Bauhauptaewerbe m 

•Bea<:hlttlgte (elns<:hlterolch tlti&er Inhaber) 55 228 80 744 83 114 63 281 83 453 82 413 82172 82 821 ... 
•Gelelatete Arbeltutunden 1 000 9 286 8 644 9 660 9 949 10 014 9 787 9 380 II 620 ... 

darunter rur 
•WohnUJ14rabauten I 000 4 157 3 930 4 217 4 487 4 550 4 129 3 890 4 210 ... 
•örrentliche und Verkehrsbauten 1 000 3 612 3 295 3 885 3 853 3 756 4 046 3 917 3 811 ... 

*Löhne (Bruttoaumme) MUl. DM 22,4 46,8 53,8 54,3 54,2 58,4 118,8 57,0 ... 
•C.,hlllter (Brutto•umme) MUl. DM 1,5 4,6 4,5 4,5 4,5 4,9 4,9 4,11 ... 
•Umsab MUl. DM 70,3 152,9 167,8 172,0 178,3 114,4 96,4 117,8 ... 

Bauaenetu.leunaen 

•Wohngebllude (ohne GebiudeteUe) 922 834 1 197 944 824 1 100 808 770 ... 
•Nicbtwohngcbludc (ohne GebludeteUe) 458 148 197 162 185 208 205 174 ... 

Veranschlagte reine B1ukoaten 
ror alle ganzen Gcblud: MW. DM 60,9 128,1 158,4 120,2 153,6 152,8 177,4 132,7 ... 

• darunter Nr Wohn&eblude MUl. DM 42,4 90,~ 117,3 88,4 99,0 112,2 81,0 82,0 ... 
•Umbauter IUum lnageumt 

(ohne GeblludeteUe) 1 000 c:bm 1 069 I 279 1 660 1 232 1 534 1 594 1 818 1 289 ... 
darunter •111 Wohngebluden 1 000 c:bm 691 842 I 094 827 898 1 014 823 713 ... 

•Wohnungen 2 109 2 321 2 900 2 192 2 459 2 783 2 152 1 898 ... 
darunter *ln ranzer Wohngebäuden I 879 2 070 2 639 1 922 2 171 2 609 1 998 1 879 ... 

Baufertlastellunaen 

Wohnungen 1 533 2 391 I 330 1 675 I 883 I 488 2011 1 58<l ... 
Wohnrlume14l 6 084 10 512 5 759 7 440 8 319 6 088 7 292 8 581 .. . 

Handel und Gastgewerbe 

Hanc!el11lt de11 Wlhrunasaeb1et der ON-Ost 

Bezllge Schleawlr-Holatelna 1 000 DM 308 850 515 581 1 739 1 073 1 523 845 ... 
Lieferungen &:hleawlg-llolatelna 1 000 DM 1211 l 064 521 1 223 1 742 1 063 900 538 ... 

Hanc!el11il Betlin (lest) 

•BezUge Schleswig-llo18tlllna 1 000 DM 8 126 24 194 27 434 26 878 28 107 23 779 24 790 24 351 ... 
•Liererungen S<:hleswta-Ho1ateln8 1 000 DM 28 087 32 465 31 001 35 162 43 971 33 683 39 179 42 518 ... 

Ausfuhr nach laren111Jppen MW. DM 67,7 128,4 103,7 112,6 129,9 189,3 148,0 122,1 ... • 
davon GUter der 

•Ernllhrungswlrtachllft MW. DM 5,1 13,0 10,0 10,8 16,0 12,2 18,2 12,7 ... 
•Gewerblichen '\Hrtsc:hart MW. DM 62,6 115,4 93,7 101,8 113,9 177,1 129,9 109,3 ... • davon 

•Rohstoffe MW. DM 2,0 3,8 3,6 3,4 4,1 3,0 3,9 3,8 ... 
• Halbwaren MUl, DM 4,8 10,1 7,8 8, 0 15,9 10,9 13,7 11,4 ... 
•Fertlparen Mill. DM 55,8 101,5 82, 3 90,3 93,9 183, 1 112, 3 94,2 .. . 

davon 
•Vorerzeurnl•se Mill. DM 2,8 9,0 8,2 11, 6 10,8 11,0 9,7 11,9 ... 
• Endcrzeu&fliue MW. DM 53,0 92,5 74,1 78,8 83,1 152, 1 102,8 82, 3 ... 

• Ausfuhr nach auscewlhllen Vetbrauchsllndem 

•EWG·Uinder MW. DM 11,0 37,1 32,5 36,3 38, 7 43,8 44,5 48,1 ... 
darunter Italien MW. DM 1,7 10,3 6,8 8,4 10,7 11,8 12,0 11,2 ... 

Nlederlond• MW. DM 6, 1 13,7 14,0 15,0 13,6 15,0 16,8 17, 9 ... 
•EFTA-Liindcr MUl. DM 31,0 u, 7 28,9 34,0 U,B 92, 3 60,7 31, 0 ... 

darunter Dlnem.ark MW. DM 3,7 10,2 8 ,8 11,8 9,3 11, 1 10,7 7,0 .. . 
Grollbrltan."llen MW. DM 3,2 5,7 <l,5 4,8 8,0 83,8 8,5 4, 8 ... 
Norwecen MUl. DM l<l,2 8 ,6 3,2 2, 2 4,1 2,0 2,1 2, 2 ... 
Schweden MW. DM 8,3 9, <l 5,3 5,2 8,5 8, 1 32, 0 5,5 ... 

Ftemdenverkelv ln ausaewlhlten Bltichtsaemeinc!en 

•Fremdenme1duncen I 000 112 169 402 198 106 452 389 189 ... 
darunter von •Auslanda&laten I 000 15 20 44 21 18 62 39 20 .. . 

• Fremdenübernachtungen 1 000 682 1 240 4 4811 1 571 402 4 604 4 381 1 542 ... 
darunter von •Aualandsfllaten I 000 33 40 102 39 25 132 94 38 ... 

•l wird von allen Statistlachen Landealmtern 1m "Zahlenllpleael" verörrenUicht 
13) nach den Ercebnissen der Totalerhebung hocheereebnet 14) Zimmer mit 6 und mehr qm Fliehe und alle KOchen 



noch: Monats- und Vierteljahreszahlen 
1958 1967 1967 1968 

Monats-
August Sept. Okt. Juli August Sept. Okt. 

Durchschnitt 

Verkehr 

Blnnenschlrrahrl 

*GOterempfang 1 000 t 126 237 240 235 257 255 287 263 ... 
*Güte rversand l 000 t 195 374 451 429 425 411 481 415 ... 

• Zulassuni fabrikneuer Kraftfahrzeuge 3 262 5 033 3 986 4 821 5 555 5 175 4 127 5 338 ... 
darunter 
Krafträder (einschließlich Motorroller) 227 13 10 11 13 32 21 11 .. . 

*Personenkraftwagen 2 107 3 962 3 223 3 801 4 173 4 056 3 194 4 145 ... 
*Komblnationskraftw agen 175 393 238 329 522 373 201 400 ... 
*Lastkraftwagen 293 348 232 264 417 383 304 366 ... 

Strallenverkehrsunfälle 
*Unfälle mit Personenschaden 918 1 191 1 331 1 349 1 277 1 495 1 447 p 1 363 p 1 869 
•Getötete Personen 40 62 72 62 74 78 76 p 62 p 85 
•verletzte Personen 1 130 1 604 1 884 1 745 1 599 2 051 2 079 p I 875 p I 759 

Geld und Kredit 

Kreditinstitute (ohne Landeszentralbank) 

•Kredite an Nichtbanken 
3 105d 9 685d (Bestand am Monatsende) MDl. DM 9 397 9 482 9 496 10 101 10 144 10 252 ... 

davon 
939d 2 312: •Kurzfristige Kredite MUl. DM 2 215 2 263 2 222 2 361 2 314 2 340 ... 

darunter •an Wirtschaft und Private MUL DM 928d 2 290d 2 199 2 256 2 205 2 334 2 287 2 312 ... 
*Mittel- und langfristige Kredite 15) MUl. DM 2 165: 7 373d 7 182 7 218 7 274 7 739 7 830 7 912 ... 

darunter *an Wirtscha!t und Private Mlll. DM l 864 6 237 6 106 6 135 6 182 6 574 6 655 6 712 ... 
*Einlagen von Nichtbanken 

(Bestand arn Monatsende) Mill. DM 2 067d 6 4ßlc 6 034 6 104 6 158 6 879 7 014 7 049 .. . 
davon 

1 012~ 2 303~ *Sich.t- und Termineinlagen Mill. DM 2 116 2 152 2 163 2 479 2 457 2 557 ... 
darunter•von Wirtschaft u. Privaten Mlll. DM 857 1 874d I 734 I 739 1 749 I 968 1 990 1 996 ... 

•Spareinlagen arn Monatsende Mlll. DM 1 054: 4 158d 3 918 3 952 4 005 4 406 2 557 4 491 ... 
darunter >l'bei Sparkassen Mlll. DM 706 2 710d 2 559 2 579 2 612 2 851 2 883 2 901 2 929 

*bei Kreditbanken MDl. DM 858 805 814 827 921 933 ... . .. 
*Gutschriften auf Sparkonten Mlll. DM 57 194 175 163 189 267 196 ... ... 
*Lastschriften auf Sparkonten Mill. DM 41 153 131 129 135 226 144 ... ... 

Konkurse (eröffnete und mangels Masse abgelehnte) 9 10 9 11 5 8 3 15 ... 

Vergleichsverfahren (erotfnete) 2 2 3 - 2 1 I 3 ... 

Wechselproteste Anzahl 636 819 733 773 859 728 637 ... ... 
Wert I 000 DM 465 I 021 826 893 1 131 1 020 859 ... . .. 

Steuern 

* Einnahmen fDr Rechnung des Landes 1 000 DM 32 185 88 247 64.097 137 633 62 727 68 223 73 108 154 697 75 902 

darunter 
•Vermögensteuer 1 000 DM 1 463 4 389 11 244 1 060 1 067 1 276 10 251 I 000 1 127 

•Kraftfahrzeugsteuer 1 000 DM 3 696 10 302 0 483 9 699 II 096 12 089 9 789 10 719 12 298 

*Biersteuer 1 000 DM 420 816 974 I 092 1 102 1 112 1 220 1 202 93( 

*Anteil an den Steuern vorn Einkommen 1 000 DM 24 497 67 843 37 983 121 644 43 738 48 468 46 877 137 177 56 687 

• Einnahmen IOr Rechnung des Bundes 1 000 DM 93 577 163 523 144 799 198 796 144 529 146 167 150 992 200 105 145 277 

darunter 
*Umsatzsteuer I Mehrwertsteuer 1 000 DM 26 688 52 109 54 061 54 692 52 567 40 513 42 834 38 249 33 087 
•umsatzausgle1chsteuer / EinfuhrumsatZBteuer 1 000 DM 3 113 5 089 5 238 7 518 3 417 15 972 12 854 15 119 14 943 

•Beförderungsteuer 1 000 DM 1 034 1 557 1 7:!6 1 633 1 728 (1 36 38 15 

*Zölle 1 000 DM 7 838 6 051 5471 5 960 8 924 6 032 7 411 4 671 7 254 

•Verb rauchsteuern 1 000 DM 41 358 58 872 55 996 57 551 52 203 54 798 60 126 57 972 56 302 

darunter •Tabaksteuer 1 000 DM 32 960 39 604 38 183 42 523 37 633 34 429 42 572 41 138 40 703 

•Anten an den Steuern vom Einkommen 1 000 DM 13 191 39 844 22 308 71442 25 687 28 485 27 531 80 564 33 292 

Notopfer Berlin 1 000 DM 354 2 1 I 2 1 0 - 1 

Lastenauselelchsabgaben 1 000 DM 5 396 4 745 7 276 1 517 2 697 1 885 6 690 1 99( 2 586 

• Steuern vom Einkommen 
16) 

1 000 DM 37 688 107 687 60 291 193 085 69 426 78 933 74 408 217 741 89 980 

davon 
•Lohnsteuer I 000 DM 14 013 51 319 53 188 62 913 63 128 49 193 60 788 68 881 76 544 

*Ve.ranlsgtc Einkommensteuer I 000 DM 15 925 46 019 4 203 lOG 112 4 252 16 209 8 721 119 454 6 798 

•Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag 1 000 DM 428 I 148 1 756 1 273 I 642 1 863 672 574 2 032 

•Körperscbattsteuer 1 000 DM 7 328 9 202 1 145 22 787 (03 9 667 4 228 28 832 4 605 

•) wird von allen Statistischen Landesämtern Im "Zahlenaplegel" veröffenllicht 
15) einschließlich durchlaufender Kredite 16) in den Landes- und Bundessteuern enthalten d) Stand 31. 12. 



Schluß: Monats- und Vierteljahreszahlen 
1958 1967 1967 1968 

Monats-
August Sept. Okt. Juli August Sept, Okt. DurchachnUt 

noch: Steuern 

Gemeindesteuereinnahmen 
111 

•Realsteuern I 000 DM 57 325+ 105 039 .. 107 337e 117 698" 
davon 

8 818+ 7 309e 7 4748 •Gnmdateucr A I 000 DM 7 175 . 
•Grundsteuer B 1 000 DM II 575+ 17 664"' 19 060e 20 7188 

•Gewerbesteuer nac·h Ertrag und Kapital I 000 DM 34 828+ 72 078 73 10~: . 81 oss• 
I..ohnaumcnensteue r I 000 DM 4 109+ 8 121 7 868 8 •so• 

•Sonstige Steuern I 000 DM 6 ll9+ 7 956" 8 950" . 9 9798 

Preise 

Preisindexziffern Im Bundesaeble 
Elnkauraprelao rur Aua1andagQter 1962•100 105,9 105,7 105,4 105,7 103,8 103,4 103,7 
Verkaufspreise rar Aue fuhrgQt~r 1962•100 106,9 107,0 106,9 106,9 10s,s, t05,5r lOS,~r 
Pr~lse ausgewlhlter GrundstoNe 1958•100 100 104,0 103,1 103,2 103,1 p 99,5 p 100,3 iP 101,0 . 

• 
Erzeugerpreise 

r 98,or 89,!: 1ndustriellor Prodakte 1962•100 97,;i 104,!t 104,7 104,5 104,5 98,8! 
landwirtschattlichl'r Produkttl 1981/83•100 97,5 109,3 102,8 103,2 101,1 p 88,8 iP lOO,Ot p 100,7 

Preisindex rar Wohngeb!lude 
ßauteistunccn am OebAude 1962•100 75,8 115,9 115,5 127,5 

Einl<aufapr iao lanclwirtachatulc:hor 
9o,8E 109,9t 101,6, 101,71 101,4! Betrlebsmlttcl (Ausga >enlndc>z) 1962/63•100 108,0 108,1 r 107,4 

Elnzelhandelaprciae 
18 

1962•100 107,2 107,0 106,8 106,7 107,1 106,7 106,6 107,0 
PJ-elalndcx rur d1c I.. b nshaltung ) 1962•100 92,7 114,4 114,4 114,1 114,0 118,1 115,8 115,7 116,3 

einrunter 
Nahrungs- und Genußmlttel 112,0 111,6 110,8 110,3 111,1 110,0 109,5 110,2 
Kleidung, Schuhe 112,1 112,0 111,9 111,9 111,9 112,0 112,0 112,2 
Wohnungsmieten 138,2 139,3 139,5 139,8 149,3 149,9 150,6 151,7 
ElektrlzltAt, Gas, Brennstorte 108,5 
t'br!ge Waren und DlensUclfltungen 

108,4 108,7 109,7 115,0 115,4 116,2 117,6 

ror die HauahaltsfOhrung 108,3 108,1 108,1 107,9 108,7 108,7 108,7 108,7 

Lohne und Gchähcr191 

.t.rbeiter in der Industrie elnachl. Hoch· und Tiefbau 

Bruttowach n\lcrd!enat•l 
•mllnnllch DM 117 223 224 243 ... 

einrunter Facharbeiter DM 124 234 236 259 ... 
•weiblich DM 68 135 137 148 ... 

Bruttostundenverdienste 
•mlnnllch DM 2,44 5,03 5,07 5,37 ... 

darunter Facharbeiter DM 2,~9 5,33 5,38 5,72 ... 
*weiblich DM 1,53 3,37 3,36 3,58 ... 

Bezahlte Wochenarbeitszelt 
•mlnnllch Std. 47,9 44,1 44,2 45,3 ... 
•weiblich Std, 44,2 40,1 40,7 40,9 ... 

Geleistete Wochenarbeitnelt 
•männlich Std. 44,5 42,0 43,1 40,2 ... 
•weiblich Std. 41,4 38,3 40,0 34,0 ... 

Anaestellte, Bruttomonatsverdlens ·e 
1n df'r Industrie einschließlich Hoch- und Tiefbau 

kaufmllnniache AngeeteUte 
•rnllnnllch DM 588 I 155 I 159 1 218 ... 
•weiblich DM 382 752 758 796 ... 

techn1ech01 A!lgc;stcllte 
• mAnnlieh DM 697 I 243 I 248 1 314 . ... 
•weiblich DM 403 773 782 830 ... 

in Handel, K~dlt und Verelcherungen 
kaufmAnnlache Angestellte 

•mllnnlich DM 540 I 001 I 006 I 068 . ... 
towclbllch DM 331 621 625 667 ... 

tcchnlache Anccstcllto 
mllnnllch DM 497 I 130 1 141 1 162 ... 
weiblich DM (259) . . ... 

in Industrie und Handel zunmmen 
kautmlnnlschc Angeate 1te 

• mAnnlieh Dl\f 554 1 048 1 052 1 114 . ... 
•weiblich DM 347 656 663 704 ... 

technische A~eateUte 
•männlich DM 685 I 234 I 240 1 304 ... 
•weiblich DM 391 771 777 828 ... 

•l wird von allen StaUaUsehen I..andeallmtern im "Zahlenspiegel" veröffenUicht +) • VIerteljahresdurchschnitt 
17) einachlieBlich Steuern d-er Kreise 18) 4-Peraonen-Arbeitnehmer-Haushalte mit mittlerem Einkommen dea alleinverdienenden Haushalte-
vorstandes: Lebenshaltungs 1usgaben von rund 750 DM monatlich nach den Verbrnuchaverhlltnlsaen von 1962 18) Et!ekt!vverdlenate; ab 186• 
n~uar nerichlflflrmenkrela, daher mit !rOheren Ergebniaaen nicht voll vergleichbar e) 1. 7. - 30. 10. 1) ohne Mehrwertsteuer 
g) Wirtschartsjahr 1958/59 \Juli-Juni) h) Wirtschartsjahr 1966/67 (Juli-Juni) 



Jahreszahlen B 
erscheint l.m monaUfeben Wechsel mit A 

Wohnlllliaweeen 11 AuefUhr Fremdenverkehr21 

Zum Ferucretellte von Meldungen Übernachtungen 
Bau Wohnungen Bestand in GQtern 

ina- ln Lind er der Jahr ceneh- an 
EWO-

miete 
im Woh- gesamt 

Und er 
der eewerbl. 

in•- AualaDda-tne- sozialen nuncen EFTA Wirt- tne- Auslands-
Woh- paamt c&ate gesamt 1 ete gesamt Wob- in achalt nUilieD in 1 000 nuncsbau 1 000 in I 000 

Jn'J, MW. DM ln I 000 

1962 27 24 52 718 980 237 434 914 1 649 188 10 310 386 
1984 28 27 55 767 l 153 268 481 I 061 1 855 218 12 259 438 
1985 28 27 51 794 1 360 309 527 1214 I 1112 229 12 828 453 
1968 25 28 47 820 I 645 350 665 1 517 1 958 228 13 684 459 
1967 25 26 39 841 1 541 445 625 1 385 2 032 240 14 917 479 

Straßenverkehrs~Ue 
Sozialhute 

Kfz-Bestand am l. 7. 
mit Peraonenachaden Spar- Kr!ecs-

ein-
ins- laufend Kilte zum op!er-

Jahr lacen ceaamt Lebensunterhalt tllraorge 

tne- Kraft- Pkwl) 
am 

aceamt rlder Lkw Un!llle Getllt,.te Verletzte 31.12. 
in 4 Aufwand Aufwand Ern- Aufwand 

Mill. DM ln ln pflnger in 
ln I 000 Mlll. DM Mill. DM in 1 000 Mill. DM 

1962 379 48 245 33 12 988 641 18 832 2 018 74,0 . . 9,5 
1984 458 30 331 36 13 032 694 17 382 2 729 88,5 37,3 38,4 11,5 
1965 498 23 374 37 12 528 667 16 840 3 178 94,8 36,9 38,2 12,5 
1988 543 18 421 38 13 379 718 18 019 3 688 104,5 38,7 35,6 14,1 
1967 569 12 451 37 14 297 742 19 243 4 158 112,6 40,3 37,5 13,5 

Steuereinnahmen Steuern 
Neuverschuldung 51 

vom Einkommen der Gemelndru~ und 
des Bundea des Landes der Gemeinden 5) 

Gemeindeverbinde 

Jahr 
dea 

aus Landes 
lna· Umsatz- Ve-r-

Ins- Steuern tne- Gewerbe- tne- Lohn- tne-
Kredit-

ceaamt steuer brauch- geaamt vom Ein- CC81l.mt steuer gesamt eteuer gesamt markt· 
ateuern 

kom.m~n 
mittel 

MW. DM 

1962 1 554 510 618 728 577 348 238 888 369 I 513 809 522 
1964 1 738 584 632 858 870 406 287 1 098 491 1 619 I 089 756 
1965 1 858 638 884 917 711 420 303 1 165 524 1 803 1 240 888 
1966 1911 680 648 982 759 441 314 I 245 598 1 9~0 1 323 971 
1967 1 962 686 706 1 059 814 4~2 321 I 292 816 2 136 1 429 1 074 

Preialndleea Lahne und Ge-hAlte-r 

ror die 7) induatrlearbe1ter01 Angeet. in Induetrie-9>u. Handel Offentllcher D lenet 
Erzeugerpreise Lebenshaltung 

lsruttomonatscehalt 101 
1962•100 Bruttowochenlohn Bruttomonategehalt 

Jahr tllr 

indu-
landwlrl- Wohn- Nah-

KautmAnnlache Techn. Beamte Ange-

etrieller 
acha!Ulcher geblude Mlnner Frauen Angestellte Anceat. A9 stellte 
Produkte 8) 1962•100 tne- rungs- (lnapek- BAT VIU 

Produkte und 
cesamt Genul!- ~r Frauen Mllnner tor) (BQrokraft) 

1982•100 1961/63 mittel 
•!00 DM 

1962 100 100,8 100 100 100 183 98 756 466 912 1 045 692 
1984 101,6 107,2 110,0 105,4 10~.o 187 113 865 536 1 048 1 165 783 
1965 104,0 114,1 114,8 109,0 109,0 211 125 934 588 1 ISS 1 165 824 
1966 105,8 109,3 118,5 112,8 112,0 221 lU 1 010 838 I 208 1 298 922 
1987 104,9 p 99,8 115,9 114,4 112,0 223 135 1 048 658 1 234 1 298 922 

1) nur Neu- und Wiederau!b:lu etnecblleBltch Umbau canzer Gebludc 2) FrcmdcnverkehrSJahn (Oktober des vorangegangenen bis September 
dea bezeichneten Jahres) 3) eolnschließllch Komb!natlonskraltwagco 4) ohne Postsparetnlagen 5) Lohn-, veranlagte Einkommen-
und Körperschaftsteuer sowie nicht veranlagte Steuer vom Ertrag; in den Spalten der Landes- und Bundessteuern enthalten 61 ohne Knssen-
kreclite 7) 4-PeraOftt!'n-Arbeitnehmerhaushalte mit mittlerem Einkommen dea alleinverdienenden Haushaltsvorstandu 8) Wirtschafts-
Jahr Juli bis Juni 9) elnschlleßlleh Hoch- und Tiefbau 10) Endgchalt, Ortalcla"e A. Die Angaben eelten ror Verheiratete mit einem 
Kind 



Kreiszahlen 

BevOlkeruneaverlnderung 
StraßenverkehraunßUle 

BevOlkerung am 31.7.1968 mit Per•onen•chaden im Juli 1968 
im Oktober 1968 (vorllutlge Zahlen) 

KRETSFREJE STADT 
Verinderune 

gegenober 
~burten-

Wande- BevOl· 

Kre1a b&W. 
runga- kerung•-

w-
Vo•·· 

Vor-
Sterbe-

gewinn zunahme 
Unl'llle Getl\tete21 Verletzte 

gesamt monat 
jahrea-

Oberachuß 
oder oder 

monat I) 
(-) -verlu•t -abnehme 

(-) (·) 
ln'Ao 

FLENSBURO 95 971 - 0,1 . 0,4 37 - 153 - 118 46 3 54 
KIEL 268 538 - 0,1 - 0,4 86 - 453 - 367 136 12 185 
LÜBECK 242 679 + 0,1 - 0,0 58 194. 252 157 8 190 
NEUMONSTER 73 228 - 0,0 - 0,3 45 . 49 - 4 39 2 65 

Eckern!Ordo 74 160 + 0,2 + 2,9 45 112 157 40 - 54 
EJdcratedt 19 928 - 0,0 + 0,3 . 6 . 2 - 8 14 2 17 
Eutin 96 104 + 0,1 + 0,9 36 94 130 48 4 87 
Flenabura-Land 73 252 + 0,3 + 1,9 44 139 183 35 5 52 

Hzft. Laucnbura 142 555 + 0,2 + 1,5 78 238 314 80 8 78 
Huaum 66 342 + 0,0 + 0,7 53 - 21 32 48 1 65 
Norderdithmarschen 81 997 + 0,2 + 1,1 48 97 145 24 1 32 
Oldcnbure ln Holat in 87 618 + 0,5 + 0,9 24 380 404 24 2 28 

Pinneb<lra 263 986 + 0,3 + 2,2 200 814 814 184 7 212 
PIOn u8 398 + 0,2 + 0,8 80 134 214 64 2 79 
Rendsburg 166 592 + 0,0 + 1,1 81 - 1 80 80 10 133 
Schle.,.le 101 077 + 0,1 + 0,8 36 33 69 45 4 66 

Segeoora 112 950 + 0,2 + 2,7 85 188 251 75 3 93 
Steinbure 128 103 - 0,1 + 0,0 54 - 210 - 158 78 3 96 
Stormarn 179 339 + 0,3 + 3,7 87 528 623 107 8 133 
Soderdlthmarachen 73 331 + 0,0 - 0,5 32 - 19 13 42 2 53 
Sudtendern 72 992 + 1,1 + 2,2 77 743 820 34 2 35 

Schleawig-Holeteln 2519140 + 0,2 + 1,1 1 288 2 562 3 850 I 369 85 1 758 

Industrie 31 Kran!ahrzeuabeltand 
am 1. 7.1968 

KREISFREIE STADT Beachlftlcte Umaatz41 PkwS) 

Betriebe 
im 

Krei• Anzahl 
Je I 000 September 

lnaceaamt am 
Eln•ohner 1968 je 1 000 

30.9.1968 am Anzahl 
30.9.1968 am in Einwohner 

30. 8. 1968 Mill. DM 

FLENSBURG 67 7 258 72 48 19 954 17 760 185 
KIEL 166 30 328 112 81 56 118 49 945 188 
LOBECK 147 32 122 127 124 47 006 40 1171 169 
NEUMÜNSTER 60 10 664 142 34 15 519 13 606 186 

Eckernförde 34 I 834 24 7 18 424 13 927 188 
Elderstedt 9 443 21 2 5 133 3 800 191 
Eutin 47 4 168 41 19 22 492 18 106 189 
Flenaburg-Land 32 889 12 6 21 312 15 699 21~ 

Hzgt. Lauenburg 92 8 737 59 36 34 397 27 194 191 
Husum 24 1 342 19 12 17 392 12 7111 192 
Nordcrdithmarachen 32 1 424 22 4 15 719 11 585 187 
Oldenburg in llolateln 28 I 433 16 9 20 008 14 919 171 

Pinneberg 258 25 635 94 148 60 839 51 556 196 
PIOn 55 2 854 24 20 29 586 22 690 192 
Rendeburc 98 9 101 54 40 41 528 31 881 190 
Scbleswla 41 3 528 33 41 26 805 19 1151 1118 

Seeeberg 87 5 758 49 33 32 006 23 958 213 
Stelnburf 90 10 749 80 56 30 469 23 485 183 
Stormarn 136 15 297 82 137 44 692 37 232 208 
SUderdlthmarlchen 37 4 343 57 52 18 899 lS 853 189 
SQdtondern 13 1 105 14 11 18 198 13 847 192 

Schleswta-Holsteln 1 653 179 012 69 919 598 496 478 484 190 

t) nach dem Gebtetastand vom 31.7.1968 2) elnech11eßl1ch der Innerhalb von 30 Tagen an den Un!alllol(en veratorbenen Peraonen 
3) Betriebe mit im allgemeinen 10 und mehr Beachlttlften 4) ohne Umsatz ln HandeliiWare, aber 2:UZ0ellch Umaatzateuer 
5) einacblleßlich Komblnatlonakrattwagen 
Anmerku!)g; Eine auafOhrll•·he Tabelle mit 98 Krellzahlen, die von allen Statlltlachen Landeelmtern aebracht werden, erscheint 1n Heft 5 u, 11 



Zahlen für die Bundesländer 
Bevölkerung am 30. 6. 1968 

Beschll!· Kuhmilcherzeugung 
• Viehbestände 

tigte 1m September 1968 
Offene aus !.an· 

VerAnderung Stellen disehe 
Schweine Rindvieh am 4. 6. 1968 

gegenOber am Arbell- darunter ins-Land 30,9. nehmer kg gesamt 
Milch-

in 1968 an 
ins- klihe vz 30.6. 

am 1 000 I Meierelen j" Kuh I 000 in 30,6. am gesamt (elnschl. 
1961 1967 

I 000 1968 geliefert und Tag 4.8.1968 ZugkOhe) 
in '-in 

info I 000 in I 000 

Schleswig-Holstein 2 515 + 9 + 1,1 16 14 117 89,5 7,6 1 718 1 500 504 
Harnburg 1 826 - 0 - 0,7 23 24 1 88,3 8,9 25 18 6 
Niedersachsen 7 013 + 6 + 0,4 53 54 303 87,6 9,7 5 121 3 000 1 055 
Bremen 754 + 7 + 0,4 7 6 1 73,5 9,5 11 20 5 
Nordrhein-Westfalen 16 880 + 6 + 0,3 176 301 223 91,7 9,4 3 566 2 018 776 
Hessen 5 293 + 10 + 0,8 GO 120 116 79,4 10,1 1 339 932 376 

Rheinlsnd-Pfalz 3 634 + 6 + 0,4 25 32 81 80,0 9,1 814 784 301 
Baden-Wurttemberg 8 636 + 11 + 1,0 118 281 226 75,5 9,0 2 092 I 900 830 
Bayern 10 334 + 9 + 0,8 98 1-19 586 78,2 9,9 4 258 4. 344 2 000 
Saarland 1 131 + 5 - 0,1 4 15 10 76,5 10,8 81 75 31 
Ber1in (West) 2 150 - 2 - 1,1 29 19 0 14,7 14,2 

Bundesgebiet 60 165 + 7 + 0,5 609 1 015 I 664 82,3 9,5 19 025
8 14 59Ja 5 883a 

Jndustne 
J) 

Bauhauptgewerbe Wohnungswesen Im August 1968 

Beschäftigte 
Umsatz Produk- Besch31ttgte Zum Bau genehmigte Fertiggestellte 

Im Juni 1968 hons- am 30.6.1968 Wohnungen Wohnungen 
Land lndex2l 

in je I 000 Aus- 1958•100 
I 000 Einw. Iands- Im ln Je I 000 Je 10 000 am am Mlll. DM Anzahl Anzahl je 10 000 

30,6. 30.6, 
umsan. Juni I 000 Emw. E:inw. Einw. 

1968 1968 
1n 'll> 1968 

Schleswlg-Holstein 173 69 853 11 163 62 24 2 152 8,6 2 Oll 8,0 
Harnburg 203 111 1 463 13 43 23 1 364 7,4 588 3,2 
Niedersachsen 725 104 3 463 21 182 26 5 634 8,1 3 448 4,9 
Bremen 93 123 542 19 21 28 411 5,5 743 9,9 
Nordrhein-Westfalen 2 512 149 11 355 18 384 23 12 456 7,4 9 027 5,4 
Hessen 674 128 2 731 22 179 140 27 4 320 8,2 7 631 14,5 

Rhernland·Pfalz 364 100 1 682 21 92 25 2 298 6,3 I 907 5,3 
Baden-WOrtlernberg 1 428 166 5 588 19 227 26 8 04.3 9,4 3 990 4,7 
Bayern 1 256 122 4 734 16 288 28 8 282 8,1 6 589 6,4 
Saarland !50 133 470 28 23 21 308 2,7 363 9,2 
Berlin (West) 249 116 987 11 49 23 3 853 17,8 2 097 9,7 

Bundesgebiet 7 827 130 33 867 18 I 511 25 49 121 8,2 38 394 G,4 

*Kfz-Bestand31 am 1. 7. 1968 
Straßenverkehrsunfälle mit Bestand Steueraull<ommen 

Personenschaden Im August 1968 an im 2. Vj . 1968 

Pkw
41 

Spar· 
einlagen 

ins-
Verun- 5) Landes- Bundes- Gemeinde-Land giOckte am 6) 6) 

gesamt Anzahl 
je 

Unfälle Getötete Verletzte Je 31.8. 1 000 
Einw. 

100 1968 
Unfälle in DM steuern in DM je Einw, 

in I 000 je Einw. 

Schleswlg-Holstein 596 478 190 1 447 76 2 079 149 I 772 103 183 47 
Harnburg 427 383 210 924 21 1 223 135 3 401 310 1 266 96 
Niedereachsen 1 697 1 346 192 3 792 226 5 418 149 2 200 115 !53 49 

Bremen 160 141 187 378 9 466 126 2 486 192 644 78 

Nordrheln- Westfalen 3 660 3 141 186 9 322 381 12 647 140 2 584 156 228 63 
Hessen 1 343 I 107 209 2 802 144 4 165 l!i4 2 636 187 222 67 

Rheinland-Pfah: 886 687 189 2 008 105 2 874 148 2 178 120 179 56 
Baden· WOrttemberg 2211 1 773 205 3 864 210 5 844 157 2 626 168 237 69 

Bayern 2 722 2 046 198 5 638 321 8 327 153 2 522 146 187 55 
Saarland 232 195 172 498 18 686 141 1 964 99 138 37 
BerUn (West) 402 360 168 1 012 21 I 302 131 I 912 102 405 67 

Bundesgebiet 14 391 b 11 683b 194 31 685 1 532 45 031 147 2 469 152 251 GI 

*)An dieser Stelle erscheinen abwechselnd Angaben Ober Viehbestände, Getreide· und Karto!!e1ernte, Kfz-Bestand und Bruttoinlandsprodukt 
1) Betriebe mit im allgemeinen 10 und mehr Beschli1Ugten 2) von Kalenderunregelmäßigkeiten bereinigt 3) ohne Bundespost und 
Bundesbahn 4) elnschlielllich K.ombinationBkra!twagen 5) ohne Postspareinlagen 6) EinkommenBleuern jeweUa anteilig enthalten 
a) ohne Berlln b) einschlielllich Bundespost und Bundesbahn: 54 587 Kfz und 24 788 Pkw 



• 

Heft 7/1968 
Volksemkommen 
Lehrerbedarf 
Straßenverkehrsunfälle 1967 
Verbraucherpreise Im Bund 

Heft 811968 
Ertragsmessungen Landwirtschaft 
Zur Viehwirtschaft 1967 
Ausgaben für öffentliche Schulen 
Realschulabschluß 
Studenten 1968 

Heft 9/1968 
Bruttoinlandsprodukt 1967 
UnnotOrllche T adesfälle 
Baupreise im Bundesgebiet 
Körperschaftsteuer 1965 

Heft 10/68 

Betriebsgrößen Landwirtschaft 
Löhne in der Landwirtschaft 
Bautätigkelt 1967 (Teil 1) 
Wahlberechtigte 1969 

Heft 11/1968 
Natürl dle Bevölkerungsbewegung 

Autowelle 
Vermögensteuer 1966 
Zur Getreideernte 1968 

• Heft 12/1968 
Gemeindefinanzreform (Teil 1) 
Grunl:mdbewirtschaftung 
Bautätigkeit 1967 (Teil 2) 
Emkommensteuer 1965 



SCHLESWIG- HOLSTEINlSCHE WIRTSCHAFTSKURVEN · B 
Die "Wirtschaftskurven" A md B erscheinen im monatlichen Wechsel mit unterschiedlichem Inhalt. Tell A enthält folgende 
Darstellungen: Bevölkenng (Bevölkerungsstand, Geburten!lberschuß, Wanderungsgewinn bzw. ,.vertust, Zuzüge, FortzOge, 
Geborene und Gestorbene 1; Arbeiterverdienste; Preisindex für die Lebenshaltung im Bund; Steueraufkommen; Kreditvolumen. 
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